
423 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen, des Nationalrates XIII. GP 

Bericht 

des parlamentarischen Untersuchungsausschusses 

zur Prüfung aller Umstände um den Inter­
nationalen Ideenwettb,ewerb für Architekten 
zur Planung eines Amtssitzes Internationaler 
Organisationen und eines Kongreßzentrums 
in Wien sowie die vom Auslober getroffene 

Entscheidung 

A. Mandat und Verfahren des Untersuchungs­
ausschusses 

1. Der Nationalrat hat in Ider 36. Sitzung am 
3. März 1971 auf Antrag 54/ A (II-SOO der Bei­
lagen) der Abgeordneten Dr. K o,r e n UIl!d Ge­
nossen einen Untersuchungsausschuß zur Prüfung 
aller Umstände um den Internationalen Ideen­
wettbewerb für Architekten z;ur Planung eines 
Amtssitzes lIl!ternationaler Organisationen und 
eines Kongreßzentrums in W~en sowie die vom 
Auslober getroffene Entscheidung eingesetzt. Die­
sem Ausschuß gehörten von der SPö die A:bge­
'Ordnen B a ban i t z, H a a 's, Ing. Hob 1 und 
W e i k h art, von der öVP die Ahgeordneten 
Dr. Blenk, Koller, DDr. König und 
Dr.Eduard M<> s e r süwie von der FPö Abge­
ürdneter Dr. B r '0 ,e'g i g k e an. Zum Vürsitzen­
den wurde Ahgeürdneter Dr. Bduard M '0 's e r, 
zum 1. Vürsitzenden-Stellvertreter Abgeordneter 
We i k ha r t und zum 2. Vür!>itzenden-Stell­
vertreter Abgeür,dneter Dr. B r 'Oe s i g k ege­
wählt. 

Dieser Untersuchungs ausschuß hat in der 
XII. Gesetzgebungsperiode 6 Sitzungen, und zwar 
am 3. März, 22. April, 5. Mai, 13. Mai, 3. Juni 
und 9. Juni 1971 abgehalten, künnte aber in­
folge der vorzeitigen Beendlgung Ider Gesetz­
gehungsper,iode einen abschließenden Unter­
suchungshericht an das Plenum des National­
rates nlcht mehr erstatten. 

2. In Ider 2. Sitzung ,der laufenden Gesetz­
gebungsperiodedes Nationalrates haben ,die Ab­
geürdneten lng. H '0 h I und Genossen am 
5. November 1971 den Antrag betreffend die 

Einsetzung 'emes parlamentarischen Unter­
suchungsausschusses gemäß § 33 der Geschäfts­
'Ordnung ,des Natiünalrates (2/A) eingebracht. 

Der Natiünalrat hat sich in seiner 22. Sitzung 
am 2. Feher 1972 mit .dem Bericht des Bauten­
ausschusses Ü'ber ,den Antrag 2/A (U/4 der Bei­
lagen) der Ahgeürdneten Ing. H '0 Ib I und Ge­
nüssen >betreffend rdieEinsetzungeines parlamen­
tarischen Untersuchungsa.usschusses ,gemäß § 33 
Geschäf,tsordnung des Natiünalrates (164 der Bei­
lagen) hefaßt. In dieser SitZiUng des Natiünal­
rates wurde beschlüssen, einen zehngl~edrigen 
Untersuchungsausschuß zur PrüfuIl!g aller Um­
stände um den Internationalen Icleenwettibewerb 
für Architekten zur Planung eines Amtssitzes 
lIl!ternatiünaler Organisatiünen und eines Kon­
greßzentrums ln Wien süwie ,die vüm Auslüber 
getroffene Entscheidung einZIusetzen. 

3. Der Untenmchungsausschuß konstirtuiel'1te 
sich am 3. Felber 1972. Diesem Untersuchungs­
ausschuß gehörten vün,der SPö die A'bgeolid­
neten B a 'b a n i t z, H aas, lng. H '0 rb 1, 
N i t rt e 1 und Sam w a l,d, vün der öVP die 
Abgeürdneten Dr. B 1 e n k, DDr. K ö n i g, 
Dr. Er mac '0 r a und Dr. Bduar,d M '0 se r 
süwie von ,der FPö Abgeolidneter Düktor 
B r '0 e s i g k e an. Zum Vürsitzenden wurde 
Abgeürdneter Dr. Eduard M'O sec, z;um 1. Vor­
sitzenden-Stellvel'1treter Abgeürdneter H aas 
und zum 2. Vürsitzenden-Stellvertreter Abge­
ordneter Dr. B ro e s i g ke ,gewählt. 

Zu Beginn der Arbeiten 'beschloß der Aus­
schuß, seine Verhandlungen nicht ver,traulich zu 
führen, wie 'Idies bereits in der XII. Gesetz­
gebungsperiüde beschlüssen wUl1de. Es wurde 
weiters heschlossen, bei ,den vüm Untersuchungs­
ausschuß zu vernehmenden Beamten Ibzw. sün­
stigen Funktiünären des öffentlichen Dien&tes die 
zuständigen Dienstbehörden um rdie Entlbindung 
von ,der Amtsv,e~schwiegenheitzu ersuchen. Diese 
Entbindung ist in allen Fällen erfolgt. Man kam 
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2 423 der Beilagen 

ferner überein, die öffentlichkeit über die Sitzun­
gen des Untersuchungsausschusses .durch offizielle 
Kommuniques zu informieren. 

Zu Beginn der Tätigkeit beschloß der Aus­
schuß weiters, die Al1beiotsunterlagen und Proto­
kolle des Untersuchungsausschusses der XII. Ge­
setzgebungsperiode seinen Beratungen zugrunde 
zu legen. Dem Untersuchungs ausschuß wurde in 
der 25. Sitzung des Nationalrates am 14. März 
1972 mit Mehrheit eine Frist bis zum 30. Juni 
1972 gestellt. 

ao. Gesandter und bev. Minister, Joint 
Liaison Officer, Dr. Emanuel T r e u, als 
seinerzeluger Vellbindungsbeamter zu den 
Internationalen Organisationen, 

Architekt Dipl.-Ing. Johann S tab e r, als 
Wetobewerbsteilnehmer und Planungsbeauf­
tragter und 

Direktor Dr. Gerhard Pu s c h man n, als 
Vorstandsmitglied .der Internationalen Amts­
sitz- und Konferenzzentrum Wien AG 
(IAKW-AG). 
In .den Sitzungen des Untersuchungsausschusses 

Der Untersuchungs ausschuß hat 9 Sitzungen, wurden s.te?,ographische. Wor~protok.olle an ge­
und zwar am 3. Feber, 20. März, 10. April, lIegt, auf dIe In Anlage 1 hmgewiesen wIrd. 
24. April,S. Mai, 19. Mai, 5. Juni, 23. Juni Inder Anlage 2 z~ diese.m ~ericht :vurde 
und 29. Juni 1972 a'bgeihalten. das angefordert:e Bewelsmatenal m 92 BeIlagen 

zusammengestellt. 
4. Vom Untersuchungsausschuß wurden als 

Zeugen vernommen: 

In .der XII. Gesetzgebungsperiode: 

Dipl.-Ing. Karl Zirn m e 1, Ministerialrat 
im Bundesministerium für Bauten und Tech­
nik, in seiner Eigenschaft als Rechtslberater 
bei .der Ausschreiobung des Wet~bewerbes und 
als Vorsitzender ,des Kontaktkomitees, 

Generalsekretär der Bundesingenieurkammer 
DDr. Hans S k r 0 v a n e k, 

Dr. Dietrich Sei .d 1 e r, Sektionsrat im 
Bundesministerium ,für Bauten und Technik, 
in seiner Eigenschaft als .Leiter der Rechts­
aibteilung der Hochhausektion, 

Dipl.-Ing. Josef Kr z i s c h, Sektionschef im 
Bundesministerium für Bauten und Technik, 
in seiner Eigenschaft als Leiter der Hochbau­
sektion und als Mitglied der internationalen 
Jury, 

Dr. Alois M i k s c h, Senatsrat des Magi­
strats der Stadt Wien, in seiner Eigenschaft als 
zugeteilter Beamter des Recht·smiuelbüros der 
Stadt Wien, 

Architekt Dipl.-Ing. Josef F 1 eis c her, in 
seiner Eigenschaft als Mitglied .des Zivihechni­
kerteams und 

Rechtsanwalt Dr. Wilhelm R 0 s en z w e i g, 
als Vertr.eter des ersten Preisträgers Architekt 
Cesar Pell i. 

In der XIII. Gesetzgebungsperiode: 
Dipl.-Ing. Herhert: Müll e r - H a r tb u r g, 

in seiner Eigenschaft als Präsident der Bundes­
ingenieurkammer und Kontaktarchitekt des 
ersten Preisträgers Architekt Cesar Pell i, 

Architekt Professor Dr. Roland R a i n e r, 
in seiner Eigenschaft als Vorsitzender des 
F achberaoter kollegi ums, 

Architekt Dipl.-Ing. NOrlbert Web e r, in 
seiner Eigenschaft als Beamter der Bundes­
gebäudeverwaltung I Wien, 

5. Weiters sei erwähnt, daß durch die Ent­
scheidung des Bundeskanzlers vom 14. März 
1972 im Bundeskanzleramt in der Zeit von 
Montag, ·dem 24. April 1972, bis Freitag,.dem 
28. April 1972, eine "Aktenausstellung Amtssitz 
Internationaler Organisationen und Konferenz­
zeptrum in Wien" stattgefunden hat. Diese Aus­
stellung, deren verfassungsrechtliche Zulässigkeit 
(Art. 20 Abs. 2 B-VG) vom Untersuchungs­
ausschuß nicht zu prüfen war, wurde von Mit­
gliedern des Ausschusses besucht. Dies ermög­
lichteerst einen besseren überblick über ,die 
geschäftsstückmäßige Behandlung der :dem Unter­
suchungsausschuß gestelLten Fragen durch ,die 
ZentralstelIen des Bundes. 

B. Sachverhalt und Fragestellungen 
1. Dem Mandat des Untersuchungsausschusses lag 

folgender Sachverhalt zugrul1Jde: Der ständige 
Amtssitz von zwei Internationalen Organisa­
tionen (IAEO und UN-UNIDO) in Wien 
machte es notwendig, für diese Organisationen 
entsprechende Verwa1tungsgebäude in Wien zu 
errichten. Damit wurde die Idee verknüpft, 
ein Konferenzzentrum im Donaupark aufzu­
bauen. Finanzielle Beratungen zwischen dem 
Bund und der Gemeinde Wien fanden im 
sogenannten "Schmitz-Slavik-Abkommen" von 
1967 ihren Niederschlag, das die finanzielle' 
Lastenverteilung hinsichtlich' der Baukosten 
zwischen den genannten Gebietskörperschaften 
festlegte. Die Stadt Wien stellt das auf­
geschlossene Grundstück zur Verfügung. 
Um der weltweiten Bedeutung dieser 
Amtssitzerrichtung auch hinsichtlich Bau­
vergabe und Bauplanung Rechnung zu 
tragen, beschloß die Bundesregierung im 
Jahre 1969, einen Internationalen Ideen­
wettbewerh nach den strengen Regeln der 
Weltvereinigung der Architekten (Union Inter­
nationale des Archi:tectes) mit Sitz in Paris, 
offen für Architekten aus aller Welt auszu-

. schreiben, der daz·u beitragen sollte, in objek­
tiver Weise nicht nur die besten Projekte und 
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Planungen zu ermitteln (sondern auch eine ge­
wisse objektive Richtlinie für die Vergabe ,des 
mit dem Projekt verbundenen Bauauftrages 
zu garantieren). ' 

2. Der Internationale Ideenwettbewerb wurde 
nach langen Beratunge~ über seine Modali­
täten, ,die mit den interessier,ten Stellen ge­
führt worden sind, ausgeschrieben (vg1. Bei­
lage 11/1). Für die Abwicklung des Wett­
bewerbes wurden verbindliche Wettbewerbs­
richtlinien veröffentlicht (vg1. Beilagen 11/2 
und 11/3). Die Projekte sollten von einer 
international besetzten Jury beurteilt werden. 
Dieser Jury gehörten die in Anlage 3 ge­
nannten Persönlichkeiten an. Diese wähhe aus 
272 Projekten (laut Juryprotokoll Beilage 12, 
Seite 9) vier aus, ,die rtJ.~t folgenden 'Preisen 
bedacht wurden: 
Der 1. Preis wurde dem Architekten Pell i 
(USA), der 2. Preis der britischen B u i 1 d i n g 
Des i g n Par t n e r s hip, der 3. Preis dem 
Architektenbüro N 0 w 0 t n y & Mäh n e r t 

(BRD) und der 4. Preis dem österreichischen 
Architekten S tab e r zugesprochen. 

3. Gemäß den Wettbewerbsbedingungen war 
"heabsichtigt, den Gewinner des Wettbewerbes 
(1. Preisträger) mit der Durchführung der 
Planungsarheiten zu 'beauftragen" (siehe 
Punkt 1.5.1 der Wettlbewerbsbedingungen). In 
,der 1. Anfragebeantwortung,Punkt 8 (Bei­
lage 11/2), hat sich der Auslober verpflichtet, 
nur aus zwingenden und triftigen Gründen 
von der Betrauung des ersten ,Preisträgers ab­
zugehen. Da die Jury erklärte, daß kein Pro­
jekt ohne Einschränkung zur Ausführung 
empfohlen werden kann, wurden am 12. Dezem­
'bel" 1969 die Preisträger eingeladen, ihre Pro­
jekte zu überarbeiten (Beilage 33). Die über­
arbeiteten Projekte wurden im Frühsommer 
1970 einer nochmaligen Begutachtung unter­
zogen. Diese Begutachtung wurde von einem 
Fachberaterkollegium vorgenommen, das we­
der seiner Natur noch seiner Zusammensetzung 
gemäß mit der Wettbewerbsjury identisch war 
und dies auch nicht sein sollte und das auch 
keinen Auftrag zur Vornahme einer neuer­
lichen Reihung erhielt (vg1. Beilage 71). 
Das Bundesministerium für Bauten und Tech­
nik hat am 13. April 1970 die in Anlage 4 
genannten Persönlichkeiten in ,dieses Fach­
benterkollegium herufen. Mit dem Geschäfts­
stück des Bundesministeriums für Bauten und 
Technik, Z1. 504.317-1-1/1970 CBeilage 71), 
wurde Hochschulprofessor R ai n e r (Akade­
mie ,der bildenden Künste, Wien) gebeten, den 
Vorsitz dieses Teams zu übernehmen. Das 
Fachberaterkollegium erhielt den nachsnihen­
den Auftrag: 
"Dader Auslober seinerseits erklärt hat, daß 
er sich bemühen werde, seine Entscheidungen 

ehestens zu treffen, bittet er seine Berater, 
ihre Prüfungsarbeit so einzurichten, ,daß sie 
in der Zeit vom 15. bis 20. Juni neuerlich 
zusammentreten können, um nunmehr in 
genauester Kenntnis der Einzelheiten der vier 
Projekte und ,der Vor- und Nacht-eile ihrer 
möglichen Wahl, belegt ,durch ein schriftliches 
Einzelgutachten für jedes Fachgebiet, in einer 
Folge von Einzelkontakten und Beratungen 
schließlich gemeinsam die ,Empfehlung der 
Fach:berater' an den Auslober formulieren zu 
können." 

4. Auf Grund eines Ministerratsvortrages, 
Z1. 511.908-1/1/68, odes Bundesministeriums für 
Bauten und Technik vom 24. Oktober 1968 
wurde ein Kontaktkomitee geschaffen, dem 
Vertreter verschiedener Dienststellen des Bun­
des und der Stadt Wien angehörten, und das 
die Aufgabe hatte, den Fortschritt der Planung 
des Amtssitzhaues zu überwachen und die not­
wendigen Schritte zu koordinieren. Darüber 
hinaus wUI'Ide später auch ein Ministerkorilitee 
eingesetzt, das Entscheidungen über Planungs­
auftrag u. ä. traf. Diesem Ministerkomitee ge­
hörtendie Persönlichkeiten, die in den Proto­
kollen (Beilagen 16 bis 21) angeführt sind, an; 
fallweise wurden auch zu deren Beratungen 
Vertreter der Internationalen' Organisationen 
hinzugezogen. 

5. Das unter 3 genannte Fachberaterkollegium 
berichtet dem unter 4 genannten Minister­
komitee am 13. JuH 1970 (Beilage 21) über 
den Stand der überarbeiteten Projekte der 
ersten vier Preistd~ger. Auf Grund dieser Be­
richte kam im Zuge -der Beratungen -dieses 
Ministerkomitees eine neuerliche Reihung der 
überarbeiteten Projekte zustande. Bei dieser , 
neuerlichen Reihung fiel der erste Preisträger 
Pell i auf -die vierte SteIte zurück, an die 
erste Stelle rückte BDP, an die zweite Stelle 
der vieI'lte Preisträger S tab e r vor. 
In der Sitzung der "gemischten Kommission" 1) 
vom 18. Dezember 1970 wurde -dem vierten 
Preisträger, S t a her, die Durchführung des 
Projektes zugesprochen (Beilage 7). Diesem Zu­
spruch sind aktenkundig gewordene Beratun­
gen, Interventionen, Briefwechsel u. ä. voraus­
gegangen. 

6. die Nominierung des Arch'itekten S tab e r 
führte in der öffentlichen Diskussion zu Ver­
mutungen, Behauptungen, Unterstellungen, 
nach denen Architekt S tab e r in privile­
gierter Weise zur DurchfÜ'hrung des Bauauf­
trages bestimmt worden sei. In diesem Zu­
sammenhang wurde von verschiedenen Zei­
tungen der Vorwurf einer Schiebung erhoben. 
Eine Zeitung sprach sogar von einer "giganti­
schen Schiebung". 

1) (Ministerkomitee, Vertreter der Internationalen 
Organisationen und Fachberater.) 
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7. Auf Grund dieses Sachverhaltes wUIxie von 
,den Abgeordneten Dr. Mo s e rund Genos­
'sen am 3. Feber 1971 (33. S~tzung des 
Nationalrates, XII. GP)eine dringliche An­
frage im N aitionalrat eingebracht und in wei­
terer Folge vom Plenum der Beschluß gefaßt, 
den unter A 1 erwähnten gegenständlichen 
parlamentarischen Untersuchungsausschuß ein­
zusetzen. 

8. Im Verlaufe der unter A beschriebenen Unter­
suchungsvor;gänge kristallisierten sich Fragen 
heraus, deren Beantwortung für die Ermitt­
lung des gesamten Sachverhaltes für wesent­
lich gehalten wurde. Diese Fragen wurden in 
der 3.' Sitzung Ides Untersuchungsausschusses 
vom 10. April 1972 einvernehmlich den wel­
teren Untersuchungen zugrunde ;gele9t. 
Es sind die folgenden: 

1. War der internationale Architektenwett­
bewel"beinstufig und miider Juryentschei­
,dung ahgeschlossen? 

2. Welche Verpflichtungen ergeben sich aus dem 
internationalen WettJbewetb und ,dem Jury­
entscheid für den Auslober? 

3. Die zwingenden und triftigen Gründe, die 
Idazu geführt halben, ,daß ,der erste Preis­
'träger den Auftraig nicht erhalten hat. 

4. Zid und Ergflbnis ,des Begutachtungsverfah­
rens. 

5. Stellungnahme der beiden Internationalen 
Organisationen IAEO und UNIDO ,sowie 
ihre Einflußnahme auf das Auswahlverfah­
ren. 

6. Grundlagen für die Entscheidung ,der Aus­
lolber; die WiHensbildung im Minister­
komitee. 

7. Auftragserteilung an Architekt S tab er. 
Die Ergebnisse werden ,im nachstehenden her­

ausgestellt. 

C. Die Untersuchung des Entscheidungsvorgan­
ges, der zur Ablehnung des Projektes des ersten 
Preisträgers führte 

Zu B. 8.1: War der internationale Architekten­
wettbewerb einstufig und mit der 
Jury-Entscheidung abgeschlossen? 

1. Die Beantwortung der Frage ist bedeutsam, 
weil sie Aufschluß darüber ,gibt, ob die von 
der gemischten Kommission am 18. Dezember 
1970 beschlossene Reihung (vg1. B. 5), nach 
,der Architekt St a b er schließlich die Durch­
führung der Planungsarbeiten erhielt, mit ,den 
Ausschreibungsbedingungen ühereinstimmt 
oder ob sie eine unabhäng,ig von d,iesen getrof­
fene Entscheidung ,darstellt. 

2. Als Maßstab für die B'eurteilung der Ein- oder 
Mehrstufigkeit des internationalen Architek-

tenwettbewerbes zog ,der Untersuchungsaus­
schuß ,die Wettbewerbsausschreibungen heran 
(Beilage 11 r Diese Wettbewerbsausschreibun­
gen enthalten u.a. Aussagen über Preise und 
Anerkennungen. 

3. Das Untersuchungsverfahren hat eindeutig er­
geben, daß der eigendiche Wetnb ewe rb mit der 
Entscheidung der Jury abgeschlossen ist. Das 
erg,ibtsich nicht nur aus ,der ganzen Anlag,e 
,der Wettbewerbsausschreibungen, sondern auch 
aus einem Schreiben des Bundesministerrums 
für Bauten und Technik vom 12. Dezember 
1969, Z1. 513.852-1/5/69 (Beilage 33). Auch 
verschiedene Zeugenaussag,en, die im Zuge ,der 
Untersuchung gehört worden sind, bestätigen 
das: . 

Ministerialrat Dr. Zirn m e I (Prot., S. 47), 
DDr. S k r 0 v a n e k (Prot., S. 68) und 
Sektionsrat Dr. Sei dIe r (Prot., S. 95). 

Da;durchist festgestellt, ,daß ,der Gew,inner des 
Wettbewerbes allein Architekt Pell i war, der 
sich im Zuge seiner Verhandlungen mit den 
österreichisch'en Dienststellen eines österreichi­
schen Architektenteams bedient hatte. Mit \Sei­
ner Ermittlung war der Internationale Ideen­
wettbewerb, offen für Archit,ekten aus aller 
Welt, abgeschlossen. 

Zu B. 8.2: Welche Verpflichtungen ergeben sich 
aus dem internationalen Wettbewerb 
und dem Juryentscheid für den Aus-
lober? . 

1. Wie oben 'ausgeführt und unbestritten, hat der 
erste Preisträger jedoch den Auftrag für die 
Durchführung ,der Planungsarbeiten tatsächlich 
nicht bekommen, ,sondernder vierte Preisträ­
ger, Architekt S tab er. Bevor auf die Um­
stände ,dieser Beauftragung ,eingegangen wir,d, 
sei die Frage geprüft, ob sich aus Iden Wett­
bewerbsbedingung,en Unid ,dem Juryentsch'eid 
für den Auslober (.den Bund) hesonldeI'e Ver­
pflichtungen ergeben haben. 

2. Es ,erg.iht sich ,die Frage, ob aus der Jury­
entscheidung, für den ersten Preisträger ein 
Rechtsanspruch auf Auftragserteilungentstand, 
und welche 'etwaigen rechtlichen Konsequen­
zen die Nichtberücksichtigung ,des ,ersten Preis­
trägens haben könnte. Die Möglichkeit einer 
widersprüchlich'en Auslegung entstand durch 
,die Empfehlung der Jury, ,die vier ,Preisträger 
ihre Projekte überatibeiten zu lassen und dem 
,daraus folgenden Ersuchen des Bundesministers 
für Bauten und Technik an die vier Preis­
triiger, ihre Projekte zu überarbeiten; aus die­
sem g,eht allel"'dings klar hervor, daß es sich 
hi'ebei um keine Fortsetzung des Wettbewer­
bes in zweiter Stufe handelt. Dieses Ersuchen 
war von Bautenminister Dr. Kot z i n a auf 
Grund der Empfehlung der Jury (Punkt 3 ·auf 
Seite 21 des Juryprotokolls), die vier preisg~-
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krönten Arbeiten weiterentwickeln zu lassen, 
dem Ministerrat am 4. Dezember 1969 (Bei­
lage 20) vOl"getragen und von diesem geneh­
migt worden. 

3. Hier wäre es sicherlich notwendig gewesen, 
daß das Bundesministerium für Bauten und 
Technik intern ,durch ein Rechtsgutachten die 
mit der Fmge des Rechtsanspruches und ,den 
Fragen der Vergabe des Planungsauftrages zu-

,sammenhängend,e Problematik eingehend er­
örtert und dieses Gutachten zur Grundlage der 
folgenden Entscheildung gemacht hätte. Es fin­
den sich zwar in den beigeschlossenen Unter­
lagen gewisse Ansätze zu überlegungen recht­
lich'er Natur, die jedoch als unzureichend ibe­
z'eichnet wel'den müssen (Beilage 29 und 72/2). 
Auch in ,der Folgezeit scheinen keine eingehen­
den rechtlichen Untersuchungen über diese 
Frage stattgefunden zu haben. 
Es fehlt also eine umfassend'e Darst,ellung und 
Abhandlung der für die Vergabe relevanten 
Rechtsfragen und maßgebenden Normen. Im 
Schreiben des Bautenministers vom 14. Juni 
1972 an ,den Nationalratspräs'identen (Bei­
lage 72) wil"d ,sogar festgestellt, daß "ein Gut­
achten für einen etwaigen Rechtsanspruch des 
Herrn Architekten C. Pell i auf Auftrags­
,erteilung im Bundesministerium für Bauten 
und Technik nicht erstellt wurde." 

4. Darüber hinausgehende Unterlagen zu diesem 
Problemkreis hat der Untersuchungsausschuß 
von den zuständigen Bundesministerien nicht 
erhalten. Es muß daher festgestellt werden, 
daß ,eine so wichtige Rechtsfrage von den zu­
ständigen Verwaltungsbehöroen nicht mit ge­
nugenderGründlichkeit geprüft worden ist. 
Es war nicht die Aufgabe des Untersuchungs­
ausschusses, noch fühlte ,er' sich dazu berufen, 
einen Komplex derart ,diffiziler Rechtsfragen 
als Vorfrage zu entscheiden., Der Unter­
suchungsausschuß .g,ing davon aus, daß die 
zugrundeliegenden Rechtsfragen ungeklärt ge­
blieben sind und idaß diese Tatsache auch bei 
der Beurteilung sämtlicher Untersuchungs­
,ergebnisse zu bedenken ,ist. 

5. Daher muß sich Ider Untersuchungsausschuß 
mit der Analyse der Wettbewefibsbedingungen 
begnügen, Diese regeln unter 1.5.1 folgendes: 
W,ettbewerbsgewinner: 

, Es ~st beabsichtigt, ,den Gewinner des Wett­
bewerbes (1. Preisträger) mit der Durchfüh­
rung der Planungsarbeiten zu beauftrag,en. 
Für den Fall, daß ,der Auslober ,davon absieht, 
,den Wettbewerbs gewinner allein oder in 
Arbeitsg,emeinschaft mit ,der Durchführung der 
Planungs arbeiten zu beauftragen, wind er ,die­
sem eine Entschädigung in ,der Höhe ,der Ge­
samtprei~sum!Tl'e (ÖS 2,300.000'-) leisten (Bei­
lage 11/1). 

Der erste Satz ,ist als eine Absichtserklärung 
zu werten. Diese darin ausgesprochene Ab­
sicht ist jedoch nicht unw,j;derruflich. Das er­
gibt sich schon aus der Fassung des 2. Absatzes 
zu 1.5.1 Denn dort wird die Möglichkeit 
vorausgesetzt, ,daß der Auslober davon ab­
sehen kann, Iden Wettbewer:bsgewinner allein 
oder in Arbeitsgemeinschaft m,it der Durch­
führung der Planungsarbeiten zu beauftragen. 

6. Eine Präzisierung erfährt allerdings Idiese Ab­
sichtserklärung durch die 'erste Fragebeant­
wortung, Punkt 8, zur Wettbewerbsausschrei­
bung, wo gesagt wird, daß der Auslober von 
einer Beauftragung des ersten Preisträgers "nur" 
aus ,zwingenden und triftigen Gründen ab­
sehen" wird (Beilage 11/2). Das bedeutet, daß 
die Absichtserklärung ,aIs eine Verpflichtung 
gewertet werden kann, die da lautet: "Der 
Auslober hat sich verpflichtet, die Durchfüh­
rung der Planungsarbeiten dem ersten Preis­
träger zu ühertragen, es sei denn, es stehen 
triftige und zwingende Gründe d3Jgegen." Aus 
dieser Konstruktion ist ein - allel"dings auf­
lösbarer - Rechtsanspruch Ides ersten Preis­
trägers abzuIeiten, obwohl dagegen Zweifel 
geäußert wer,den können. 

Der UntersuchungsaU'sschuß hat zu dieser Frage 
Zeugen gehört, ,die die oben dargelegte Mei­
nung vertreten haben (Sektions mt Se i dIe r, 
Rechtsanwalt R 0 sen z w ei g, M i k s eh, 
S k r 0 va n e kund Z im me I). Architekt 
Pell i, der erste Preisträger, hat zwar nicht 
vor Gericht, aber gegenüber den Auslobern 
einen sich auf die Wettbewellbsausschreibung 
stützenden R!echtsanspruch geltend g,emacht. 
Demgegenüber wurde aber auf Grund eines 
Telegramms des ersten Preisträgers Cesar Pell i 
an ,das Bundesministel1ium für Bauten und 
Technik vom 4. Dezember 1969 in einer Infor­
mation der Sektion I des Bundesmin.isteriums 
für B,auten und Technik an den Bundesmini­
ster' für Bauten und Technik festgestellt, "daß 
ein Rechtsanspruch auf AU'ftragserteilung an 
den ersten Preisträger nachdem Wortlaut ,der 
Wettbewerbsausschreibung nicht besteht" 
(Beilage 29). Die Richtigkeit dieses Standpunk­
tes muß nach den obigen AusfühI"ungen be­
zweifelt we'r,den. Das wind auch bestätigt durch 
ein Schrdben ,des Bundesministeriums für Bau­
ten und T'echnik, ZI. 500.487-1-8/1970 (Bei­
lage 52), in dem es unter anderem heißt: 

"Wenn man nun davon ,ausg,eht, ,daß die im 
Ausschreibungstext unter Punkt 1.5.1 vorbe­
halt~ne Möglichkeit, ohne Angahe von Grün­
den gegen Bezahlung des Betrages von 2'3 Mil­
Lionen Schilling von der Beauftragung des 
ersten Preisträ.gers abzusehen', dem Auslober 
völlige Entscheidungsfreiheit vom Sachlichen 
her vorbehielt, so erscheint ,die vorbehaltslos,e 
Bejahung der Frage Nr. 8 zweifellos geeignet, 
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den Auslober in seiner Entscheidungsfreiheit 
zu beschränken und diesen zu verhalten, eine 
allfällige Nichnbeauftragung des ersten Preis­
trägers durch Bekannllgabe der in Betr,acht 
kommenden ,zwingenden und triftigen 
Gründe' zu begründen" (Beilage 72/1). 

Diese Stellungnahme des zuständigen Bundes­
ministeriums für Bauten und Technik wurde 
auf Grund eines Schreibens der Finanzprokura­
tur (72/2) dem Wettbewerbsgewinner Cesar 
Pell i nicht bekanntgegebcm. 

Zu B. 8.3: Die zwingenden und triftigen 
Gründe, die dazu geführt haben, 
daß der erste Preisträger den Auf­
trag nicht erhalten hat, 

1. Bis zur Entsche~dung über die Vergabe des 
Planungsauftrages mußten die staatIichen 
Instanzen zwingende und triftige Gründe mit 
in ihre überlegungen ziehen, wenn sie dem 
ersten Preisträger nicht ·den Planungsauftrag 
erteilen wollten. 
Denn der Ausloher "wird vOn einer Beauf­
tragung des Wettbewerbsgewinners allein oder 
in Arbeitsgemeinschaft nur aus zwingenden 
und triftigen Gründen absehen". Der Unter­
sumungsausschuß versuchte den Inhalt des Aus­
druckes "zwingende und triftige Gründe" zu 
erfassen und. auch jene "zwingenden und trif­
tigen Gründe" zu ermitteln, die dazu führten, 
daß der erste Preisträger den Planungsauftrag 
nicht erhielt. . . 

2. Die Aufnahme des Hinweises auf .die "zwin­
genden und triftigen Gründe",die einen inte­
griel'enden Bestandteil der Wettbewerbsaus­
schreibung bilden (vgI. Beilage 11), erfolgte 
auf Grund einer Besprechung von Vertretern 
des Bundesminisneriums für Bauten und Tech­
nik, mit Vertretern der österreichischen Inge­
nieurkammer am 16. Dezember 1968 und 
einer schriftlichen Eingabe ·der Ing.enieurkam­
mer, in der zu den Wettbewerbsbedingungen 
SteUung .genommen wurde (v,gI. Beilage 39/2). 
In die&em Zusammenhang wurden die "zwin­
genden und triftigen Grün,de" nicht einmal bei­
spielshaft erklärt. Dazu meinte im Zuge der 
Zeugeneinvernahme Ministerialrat Dr. Z i m­
me 1: "Man hat ,die Gründe nicht aufgezäplt, 
weil sie ja so vielfacher Art sein können, und 
es drückt sich ja darin bei der Aufgabenstel­
lung auch aus, welche Gründe für Idie Beur­
teilung besonders ausschlaggebend war.en" 
(vgI. Protokoll von der 5. Sitzung des ·Unter­
suchungsausschusses der XII. GP vom 3. Juni 
1971, Seite 167). 

3. In einzelnen Geschäftsstücken d.es Bundesmini­
stJeriums für Bauten und Technik, die dem 
Untersuchungsausschuß vorgelegt worden sind, 
finden sich Hinweise auf die "zwingenden und 

triftigen Gründe" .So find·et sich im Geschäfts­
stück des Bundesministeriums für Bauten und 
Technik, ZI. 510.873-I/1/1970 die Stellung.: 
nahme der Architekten Pell i usw., die mit 
dem Aktienvermerk "einlegen" behandelt 
wurde. In dieser Stellungnahme wird auf fol­
gende Äußerung seitens eines Vertreters des 
Bundesministeriums für Bauten und Technik 
aufmerksam gemacht: "Schauen Sie, es wäre 
ja denkbar, daß etwa ein Rotchinese den 
ersnen Preis gewinnt. Abgesehen davon, .daß 
Rotchina nicht einmal MitgLied der Vereinten 
Nationen ist - woraus schon Komplikationen 
entstehen könnten - wäre es auch denkhar, 
daß dieser chinesische Arch·itekt keine Aus­
reisegenehmigung zur Bearbeitung seines Auf­
trages erhält. Das wären z. B. ,zwingende 
Gründe'" (siehe Beilage 45). D'iese Äußerung 
wurde bei der Zeugenanhörung bestätigt (v gl. 
Protokoll von der 4. Sitzung des Unter­
suchungsausschusses der XIII. GP vom 24. April 
1972, Seite 28). Im Ergebnisprotokoll der 
65. Sitzung des Kontaktkomitees am 28. Okto­
ber 1970, wurde bei der Beratung über die wei­
tere Vor.gangsweise ,des Kontaktkomitees aus­
geführt: "Ferner soll hingewiesen werden auf 
die möglichen Forderungen Architekt Pell i s, 
falls dessen Projekt nicht gewählt wird und 
die Notwendigkeit der Abwehr dieser Forde­
rung durch ,zwingende und triftige Gründe' " 
(v.gI. Beilage 50). Außero·em wird auf das zu 
Punkt B. 8.2 unter ,,6" z·itierte Schreiben 
(72 ·der Beilagen) verwiesen. 

In der 54. Sitzung des Kontaktkomitees vom 
15. April 1970 wird unter dem Tagesord­
nungspunkt 4 "Vol'bereitungen für die Zu­
sammenarbeit der Experten" folgend~s festge­
stellt: "Dabei (gemeint ist die neuerlichePrü­
fung der überarbeiteten Projekne) werden die 
Begriffsinhalte "zwingend" und "tl'iftig" über 
die rein gesetzliche Definition hinaus selbst­
verständlich auch technische, städtebauliche, 
wirtschaftlich·e und andere Aspekte umfassen; 
vor allem auch den Intentionen der Auslobung 
entspl'echen müssen" (Beilage 78). Es muß ,aber 
hier hervol'gehdben wel'den, ,daß an, keiner 
Stelle der vorgelegten Geschäftsstücke akten­
kundig geworoen ist, ,daß 'dieser Inhalt der 
zwing·enden und triftigen Grün,de, sei es den 
Preisträgern, sei es den Mitgliedern des Mini-
19terkomitees und des gemischten Komitees 
bekanntgegebenworden wäre. Di.e Nicht­
hekanntgabe von "zwingenden und triftigen 
Gründen" an Pell i geht auf eine Rechts­
meinung der Finanzprokuratur zurück (v,gl. 
Beilage 72/2) j Sektionsrat Dr. Se i ,d 1 e r, als 
Zeuge vernommen, meinte, es sei eine "Frage 
der Taktik" gewesen, dem ,eI1sten Preisträger 
die Gründe nicht bekanntzugeben (vgI. Proto­
koll von der 5. Sitzung des Untersuchungsaus-
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schusses der XII. GP, vom 3. Juni 1971, 
Seite 112). Man müsse sie erst in emem 
Rechtsstreit bekannt geben. . 

4. Im gesamten Entscheidungsvorgang wurden 
vom Fachberaterkollegium im Kontaktkomi­
tee, von den Vertretern der Internationalen 
Organisationen; in Gutachten und Stellung­
nahmen Gründe für die Wahl des einen oder 
des anderen Projektes angeführt, was dann 
auch zum UmI'eihen jener Reihung ,der Preis­
träger führte, die von der Jury erstellt wurde. 
In der Sitzung des MinisteI'komitees vom 
10. November 1970 (BeiLage 16) .geht Bundes­
kanzler Dr. K r eis k y auf die Kostenfrage 
ein und weist darauf hin, daß "es sich beim 
Projekt Pe II·i (d. i. das Projekt des ersten 
Preisträgers) um das w,eitaus teuerste Projekt 
handelt und dieser Umstand muß natürlich 
von der Bundesregierung und der Stadt Wien 
berücksichtigt werden". (Darauf wurde schon 
von Prof. R a i n e r in der Sitzung ,des Mini­
sterkomitees am 13. Juli 1970 aufmerksam 
.gemacht; er zeigte auf, daß das Projekt BDP 
das billigste sei; siehe Beilage 21). In diesem 
Zusammenhang war auch von der Wirt­
schaftlichkeit der Projekte die Rede, die vor 
allem durch das Gutachten von Dr. Ing. W a 1-
t e r zur Diskussion gestellt wuroe. Bundes­
kanzler Dr. K re i s k y nahm dann in der 
Sitzung des Ministerkomitees vom 10. Novem­
ber 1970 noch ein zweites Mal Bezug auf .die 
"Gründe"; er lSagte: "Wir schlagen Ihnen also 
vor, ,dem Projekt Nummer zwei (S tab e r­
Projekt) näher zu treten, da wir aus Gründen, 
die ich vorher angedeutet habe, der Meinung 
sind, daß ,dieses Projekt, also das Projekt S t a­
b e r, aus materiellen und anderen Gründen ,die 
optimalste Lösung daI'Stellen wÜI'de" (Bei­
lage 21). 

Auf die Frage, welche von den zahlreichen, im 
Verlauf ,des Entscheidungsvorganges vorge­
brachten Gründen nun tatsächlich jene "zwin­
genden und triftigen Gründe" waren, die zur 
Ablehnung ,der Vergabe ,des Planungsauftrages 
an den ersten Preisträger führten, konnten die 
Zeugen dem Untersuchungsausschuß keine 
ubereinstimmende Erklärung geben. . 

5. War also von den zwingenden und triftigen 
Gründen im Entschei'dungsvor.gang -selbst nur 
vereinzelt die Rede, so wurden diese im nach­
hinein, vor allem unter ,dem Eindruck der 
Arbeit dieses Untersuchungsausschusses, zu 'er­
klären versucht. (Bundeskanzler Doktor 
K re i s k y machte auf ,die K0'5tenfrage im 
Nationalrat am 14. Jänner 1971 aufmerksam 
[siehe stenographisches Protokoll XII. GP, 
S. 2572]; er führte auch am 3. Feber 1970 
[siehe stenographisches Protokoll XII. GP, 
S. 2691] aus: "Unter triftigen Gründen, Herr 
Abgeordneter Dr. B r 0 es i g k e, war zu ver-

stehen, daß das Projekt 1 in der Reihung der Jury 
ein wesentlich teureres ProJekt war, das außer­
dem architektonisch so gestaltet war, daß man 
ganz besondere Maßnahmen zur Verfestigung, 
Pla,nierung und Verankerung ,in der EI'de hätte 
vorsehen müssen, wofür sehr hohe Beträge 
erforderlich gewesen wären, so daß das Pro­
jekt Pell i um über ei~e Milliarde Schilling 
teurer gekommen wäre als das billigste [ge­
meint ist das ProjektS tab er]. Das hat diese 
Kommission neben anderen überlegungen als 
triftigen Grund betrachtet. Mehr als ,eine Mil­
liaroe Schilling Mehrkosten ist, 'so jedenfalls 
glaube ich, ein triftiger GruQ.d"). 

Inder vierten Sitzung des Untersuchungs­
ausschusses der XII. GP erklärte der als Zeuge 
veI'nommene Ministerialrat Dr. Zirn m e 1 am 
13. Mai 1971 (vgl. Protokoll von der 4. Sit­
zung des Untersuchungsausschusses ,der XII. GP 
vom 13. Mai 1971, Seite 54): "Zwingende 
und triftig,e Gründe, wie sie im Vokabular 
eines Vertrages von Ingenieuren und Architek­
ten üblich sind und den Usancen der Inge­
nieure und Architekten entsprechen. Jedermann 
mußte klar sein, daß ein ,Architektenprojekt, 
das städpebaulich zum Beispiel von der Stadt 
abgelehnt werden muß, für uns ,ein triftiger 
Grund ist, es nicht zu nehmen. !)a,s ist eine 
Interpretation dessen, was zwingende und trif­
tigeGründe sind." Auch DDr. S k r 0 v a n e k, 
als Zeuge in dersdben Sitzung des Unter­
suchungsausschusses vernommen, erklärte 
(Seite 74): "Zwin~ende und triftige Gründe 
sind ein auslegbarer Begriff. Wenn darüber 
kein Einvernehmen herrscht, daß diese Gründe 
vorliegen, was allerdings voraussetzt, daß man 
sie 'erfährt, ,dann bestünde natürlich die Mög­
lichkeit einer Prozeßführung ... " In der 
5. Sitzung des Untersuchungsausschusses der 
XII. GP vom 3. Juni 1971 erklärte der als 
Zeuge vernommene Sektionsrat Dr. Sei d 1 'e r: 
"Lediglich Müll e r - H ,a r t h u r g und ,das 
Kontaktkomitee haben gewußt, was sie unter 
zwingenden und triftigen GJ:1Ünden verstanden 
wissen wollten" (Seite 102). Auf die Frage des 
Abgeordneten We i k h art, ob Jdie Kosten­
frage ein "zwingender und triftiger Grund 
sein kann", sagte der Sektionsrat Sei dIe r 
(Seite 103): "Sicher. Ich habe immer darauf 
hingewiesen, weil in der Bundesverfassung ,die 
Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit ,der Bun­
desverwaltung verankert ist. Daher bin ich 
davon überzeugt, daß ·die Kostenfrage ganz 
wesentlich ist, obwohl ich glaube, .daß es nicht 
ganz weniger, sagen wir, dezidierte Gründe 
gibt." Auf ,die Frage .des Abgeordneten 
Mo se r, ob ir:gendwo "expressis verbis" stehe, 
daß das ein "zwingender und triftiger Grund" 
sei,sagte Sektionsrat Sei d 1 e r: "Das steht 
in einem meiner Akten ... Aber bitte, das list 
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jetzt die Auslegung nachher, eine Fuge des­
sen, w,as unter zwingenden und triftigen Grün­
den verstanden werden soll, ist vor der Durch­
führung nicht ... " da endet Ider Satz, vom 
Vorsitzenden unt-erbrochen (Seite 110). Auf 
Seite 112 erklärt Sektionsrat Sei die r, daß 
Pell i "von mir ... -die zwingenden und tl"if­
tigen Gründeexpressis verbis nicht bekannt­
gegeben worden sind. Das ist aber, glaube 
ich, eine Rechtsfrage. Da dürften wir verschie­
dener Auffassung sein. Ich stehe auf dem 
Statndpunkt, dats ist eine Frage der Motive und 
das ast außerdem eine Frage der 'taktik, in 
welchem Zeitpunkt ich mich deklariere." Dok­

. tor Zirn m el ist im Laufe idieser .fünften Sit­
zungnoch einmal nach den zwingenden und 
triftigen Gründen befragt worden und sagte: 
"Man hat die Gründe nicht aufgezählt, weil 
sie ja so vielfach-er Art sein können, und es 
drückt sich ja dann bei der Aufgabenstellung 
auch aus, welche Gründe für die Heurteilung 
besonders ausschlaggebend waren." In dieser 
Sitzung des Unter~uchungsausschusses ist man 
dann weiter auf ,die Erörterung dieser Gründe 
eingegangen (vgl. Seite 167 ff.). 
In der vierten Sitzung ,des Untersuchungsaus­
schusses der XII. GP wurde Dipl.-Ing.M ü 1-
lter-Hartburg am 24. April 1972 ah 
Zeuge über die "zwingenden und triftigen 
Gründe" befragt. Das Ergebnis der Befragung 
war ,die Zumittlung der Beilagen 39/1 und 
39/2, aus -der jene Fakten ermittelt werden 
konnten, die schon unter Punkt 2 angeführt 
sind. 

6.0b ,das Vorliegen von "zwingenden und trif-
, tigen Gründen", Idasdazu .geführt hat, dem 

ersten Preisträger nicht den Planungsauftrag 
zu erteilen, von den ,eben geschilderten Fak­
ten, ,die auf die aknenk'llndig gemachten "zwin­
genden und triftigen Gründe" abstellen oder 

, aus der Analyse des gesamt,en Entscheidungs­
vorganges erschlossen werden kann und soll, 
ist keine Frage der Faktenermittlung,sonclern 
eine Frage der Feststellungen und Beurteilun­
gen. 

Zu B. 8.4: Ziel und Ergebnis des Begutach­
tungs,verfahrens 

1. Die Notwendigkeit nach der Entscheidung kler 
Jury, ein Begutachtungsverfahren aufzuneh­
men, um den vier Preisträgern, deren Projekte 
überarbeitungswürdig erklärt wurden, noch 
einmal ,die Möglichkeit zu bieten, ihre Proj,ehe 
zu präsentieren, folgt aus dem Jury-Protokoll 
seLbst. In einem Ministerratsvortrag des Bun­
desminist'eriums für Bauten und Technik vom 
4. Dezember 1969 (Beilage 20) wurde auf diese 
Notwendigkeit hingewiesen. Mit Schreiben 
vom 13. April 1970, Z1. 504.317-1/1/1970 (Bei­
lage 71) wurde nach fernmündlicher Rück-

,frage vom Bundesministerium ,für Bauten und 
Technik Prof. Ra i n e r ersucht, "alsFach­
berater ,des Auslobers an der Auswahl des 
Ausführungsprojektes mitzuwirken". In, die­
sem Schreiben wurde damuf hingew,i'esen, daß 
die überarbeiteten preisgekrönten Projekte 
nach folgenden Sachkriterien geprüft werden 
sollten: "Architektur und Stä'dtebau", "Ver­
kehr", "Tragwerke", "Grundbau", "Technische 
Anlagen", "Bauphysik", "Büroorgani~ation und 
Konferenztechnik" und" Wirtschaftlichkeit". 

2. Die neun von der Bundesregierung unter Vor­
sitz von Prof. R a i ne r bestellten Fachberater 
(Anlage 4) sollten nach-dem unter 1 genannten 
Schreiben "in genauester Kenntnis der Einzel­
heit'ender vier Projekte und der Vor- und 
Nachteile ihrer möglichen Wahl, belegt ,durch 
ein schriftliches Einzelgutachten für jedes Fach­
gebiet, in einer Folge von Einzelkontakten 
und Beratungen schließlich gemeinsam die 
"Empfehlung der Fachberatier an den Auslober 
formuliel'en". Die Proj'ekte wurden dement­
sprechend laut Aktenvermerk R ai n e r s 
(siehe Beila~e 3812) am 4., 5. und, 6. Mai 1970 
von den Preisträgern mündlich erläutert. In 
der Sitzung der Fachberater vom 16. und 
17. Juni und 6. Juli 1.970 wuroen !die Fachgut­
achten zusammengefaßt. Das zusammenfas­
sende Gutachten findet sich in Beilage 3. Prof. 
R ai n er erstatuetedem Bautenminister idar­
über einen Bericht (siehe Geschäftsstück des 
Bundesministeriums für Bauten und Technik 
507.845-1/5/1970 inder Beilage 4). Mit die­
sem Bericht ging Prof. R ai n e r in di'eerste 
Sitzung des Ministerkomitees, die am 13. Juli 
1970 in der Hofburg unter -dem Vorsitz des 
Bundeskanzlers'Dr. Kr eis k y stattfand (s-iehe 
das Protokoll in Beilage 21). 

3. Prof. R a i n e r haue zwar seinem Auftrag 
entsprechen'ddie "gemein'same Empfehlung der 
Fachberater vorzutragen"; in der Ministerrats­
s,itzung vom 13. Juli 1970 aher g,ing 'er weiter: 
es wurde ,die von den einzelnen Fachberatern 
entsprechend ihrer Kriter-ien vorgenommene 
Wertung, die in Punkten ,gegliedert war, zu­
sammengezählt. Wobei' nach Schlechtpunkten 
für Pell i 28, für ,das Projekt No v 0 t n y 
und Mähnert 26,5, für Staber 21,5 und 
für das britische (BOP) Projekt 14 f.estgestellt 
wurden. Prof. R ai ne -r als Zeuge befragt, 
versuchte dem Untersuchung.sausschuß v-er­
ständIich zu machen, warum sich das Pell i­
Projekt verschlechtert hatte (vgl. Protokoll 
von der 4. Sitzung des Untersuchungsausschus­
ses der XIII. GP vom 24. April 1972, 
Seive 72 f.). Obwohl in dem Auftrag an Prof. 
R a in e r nicht enthalten" gab er auch eine 
Kostenrechnung an (Beilag,e 21, Seite 8). 

Prof. Ra i n e r führte aus, "daß das Projekt 
BOP aus wirtschaftlichen Gründen, insbeson-
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dere aber auch auf Grund seines ganz revolu- I 

tionäl."en, großartigen und neuen ,Baugedankens 
zur Ausführung empfohlen werden soll". Unter 
den Fachbegutachtern war es allein der Chef­
planer der UNO V an N am e, der dieses 
Projekt für die Internationalen Organisationen 
für ungeeignet erachtete • und das Projekt 
P ,eIl i 'an erste SteHe reihte (siehe Beilage 21, 
Seite 8). Bundeskanzler Dr. Kr ,e i s k y kam 
dann ohne ühergang auf ,das Projekt S t a­
be r zu sprechen (Beilage 21, Seite 11) und 
interessierte sich g,eradezu ausschließlich für 
dieses Projekt. Das wil'd durch das Protokoll 
von der Sitzung am 13. Juli 1970 eindeutig 
erwiesen. Von Bundeskanzler Dr. K r eis k y 
wird dann auf das für BDP ,sch,einbar beson­
derssprechende Argument ,der "revolutionä­
ren Bauidee" einge@angen. Nach verschiede­
nen überlegung,enerklärte der Bundeskanzler, 
daß man alle Informationen erhalten habe, 
,daß man aber den Internationalen Organisa­
tionen die Entscheidungsunterlagen zur Ver­
fügung stellen sollte. Die Internationalen 
Organisatione~ waren zur Sitzung des Mini­
sterkomitees nicht geladen worden, hatten 
allerdings ,gegen die Vorgangsweise in schar­
fem Ton protestiert (siehe Geschäftsstück des 
BundesministeI1iums für Auswärtige Angele­
genheiten, Z1. 240/K/70, Beilage 69) und hat­
ten vor allem das BDP-Projekt und auch das 
S tab er-Projekt eindeutig abgelehnt. Die In­
ternationalen Organisationen sollten nunmehr 
unter Zurv.erfügungstellung aUer Unterltagen 
(Gutachten usw.) bis zum 10. September 1970 
um eine Stellungnahme ersucht wel'den. 

Zu B. 8.5: Stelluqgnahme der heiden Inter­
nationalen Organisationen IAEO 
und UNIDO sowie ihre Einfluß­
nahme auf das Auswahlverfahren 

1. Im Ministerratsbeschluß vom Feber 1967 
wUl'de fe1ltgelegt,daß bei der Planung und 
Errichtung der Amtssitzgebäude ,durch die 
Republik österreich das von IAEO und der 
UNIDO zu erstellende Raum- und I1unktions­
progmmm zugrunde gelegt wird (Beilage 7, 
Seite 1). Dazu bestehen auch Vereinbarungen 
mit den hevden Organisationen, an ,die sie in 
ihrem Expose vom 10. September 1970 er­
innert haben (Beilage 17, Seite 2). 

Das Kontaktkomitee (Bund und Sta,dt Wien) 
stand ,danach bis Mai 1970 in ständiger Ver­
bindung mit den heiden 011ganisationen. Diese 
legten am 11. Juni 1970 dem Bundesministe­
rium für Auswärtige Angelegenheiten eine 
ausführliche Stellungnahme zu den überarhei­
tet,en Proj'ekten vor ~Heilage 2). Sie unter­
strichen. mit Nachdruck, daß das Projekt­
Pell i ,ihren Erfordernissen am besten ent­
spricht. Zum Projekt-S tab e r heißt es in 

der Schlußfolg,erung: "Die viden verschiede­
nen Gebäudeformen und ihr,e weitverzweigte 
Anordnung nach allen Richnung,en würde zu 
schwieriger Orientierung und komplizierten 
Verkehrs abwicklungen mit den daraus resultie­
renden schlechten funi5.tionellen Beziehungen 
zwischen ,den V'el'schiedenen Gebäudegruppen 
führen. Dieses Projekt würde daher d,eh Er­
fordernissen der Organi&ation in keiner Weise 
entJsprechen" (Beilage 2, Seine' 14). Bei dieser 
ausführlichen Gegenüberstellun'gder Vor- ,und 
Nachteile der vier Projekte meldeten sie auch 
einen zusätzlichen Raumbedarf an. 

2. Am 13. Juli 1970 sprachen ,die Vertreter ,der 
bei,den Organisationen, Generaldirektor Dok­
tor E k I und und Exekutivdirektor A b ,d e I­
Rah man, beim Bundeskanzler und Außen­
minister vor und erklärten, -daß ihnen ,der 
Endberichtdes Fachberaterkollegiums nicht 
zugänglich war, der dem hritischen Projekt 
den Vorzug gab. Der Bundeskanzler verspradl 
ihnen, alle Entscheidungsgrundlagen, die von 
den Fachberatern erarbeitet wurden, zur Ver­
fügung zu stdlen (Beilage 21, Seite 27/28). 

In der am se1ben Tag stattfindenden ersten 
Sitzung des ,sogenannten Ministerkomitees, an 
,de~ auch ,die Beamten teilgenommen haben, 
bemängelte der Außenminister, ,daß ,die Stel­
lungnahmen der beiden Organisationen vom 
11. Juni 1970 nicht behandelt wurden und 
diese daher sich im ,entscheidenden End­
stadium ausgeschlossen fühlen. Legationsrat 
Dr. !B a ue r erklärte ,dazu, ·daß die Stellung­
nahme ,der Organisationen vom 11. Juni 1970 
nur ,den Herren Dr. Wal t e r und Prof. 
Ami ras zur Beurteilung weitergegeben wur­
den. Neue Vorbringen hätten in diesem Zeit­
punkt nicht mehr berücksichtigt wer,den kön­
nen ~Beilage 21, Seite 27) .. 

Das Kontaktkomitee wehrte sich zuerst gegen 
die Herausgabe ,der Entscheidungsgrundlagen. 
Dazu sagtJe Ministerialrat Dipl.-Ing. Doktor 
Zirn m e 1, der federführend für das KontaJkt­
komitee war, hei der Zeugen,einv,ernahme am 
3. Juni 1971 im Untersuchungs ausschuß der 
XII. GP,daß die ,internen Unterlagen auf 
Anol'dnung des Bundeskanzlers aus 'der Hand 
gegeben werden mußten. Eine AnoI'dnung des 
zuständigen Bautenministers an ihn sei nicht 
ergangen. Dr. Zirn m e I ,sagte weiter, daß 
er ohne Anordnung diese Unterlagen niemals 
den Internationalen Organisationen übergeben 
hätte (vgl. Protokoll von der 5. Sitzung des 
Untersuchungsausschusses der XII. GP vom 
3. Juni 1971, Seite 186). 

3. In der Sitzung des Ministerkomitees am 
13. Juli 1970 äußerte sich ,dann Ministerialrat 
Zirn m el abfälli.g über ,die Gutachtertätigkeit 
der Internationalen Organisationen. Er be-

2 

423 der Beilagen XIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 9 von 32

www.parlament.gv.at



10 423 der Beil~gen 

zeichnete die Abl.ehnungdes ,Projektes S t a­
b er als "ganz subjektiv,e Beurteilung eines 
uns nicht bekannten Gutachters" und stellte 
fest, daß ,sich ",diese Ansicht in keiner Weise 
mit den Ergebniss,en unserer Untersuchungen 
deckt" (Beilage 21, Seite 23/24). Sektionsch,ef 
Dipl.-Ing. Kr z i s c h behauptete als Zeuge vor 
dem Untersuchungsausschuß, daß di,e beiden 
Internationalen Organisationen die Weisung 
,gegeben hätten, das britische ProJekt abzuleh­
nen (vgl. Protokoll von der 5. Sitzung des 
Untersuchungsausschusses der XII. GP vom 
3. Juni 1971, Seite 149). Auf Seite 154 dieses 
Wortprotokolls findet man eine Kritik des 
Sektionschefs Kr z i s chan den Stellungnah­
men der Internationalen Organisationen: "Die 
Stellungnahme der UNO haben L'eute aus­
gearbeitet, wo wir, hätten wir als Beamte 
Zutritt gehabt, als Beamte hätten 'erklären 
müssen, daß wir befangen seien, daß wir das 
nicht ausarbeiten können. Denn man kann 
nicht auf der 'einen Seite Angehöriger einer 
Organisation sein und andererseits im Auftrag 
etwas bearbeiten." Für den Gesinnungswandel 
der bei den Organis'ationen, das britische Pro­
jekt nun völlig abzulehnen, kann auch Sek­
tionschef K r z i s c h keine Begründung geben. 

4. Nachdem die beiden Organisationen am 
28. Juli 1970 vom Außenminister alle Ent­
scheidungsunterlagen erhalten hatten, legten 
sie am 10. September 1970 eine eingehende 
Stel1ungnahme zu den Projekten und den Be­
richten der Fachberater vor (Beilage 17). 
Besondel's auffaUend dabei is,t, daß Idas für 
die Ablehnung des 1. Pre~st1:äger.s auch maß­
gebende Wirtschaftlichkeitsgutachten des Dok­
tor Wal te r wegen der zahlreichen und im 
einzelnen nachgewiesenen Irrtümer als Ent­
scheidungsgrundlage abgelehnt wurde. Die 
Internationalen Organisationen stellten neuer­
dings fest, daß bei allen vier Proj'ekten Ände­
rungen nötig sind, ,daß das Projekt Pell i 
aber am besten den Erfol'dernissender Orga­
nisationen entspricht. Sie legten auch eine Liste 
spezifischer Abänderung'en vor, die beim künf­
t.i.gen Planungsverfahren in Betracht gezogen 
wel'den könnten (auf ausdrückIiche Einladung 
des Außenministers) und erinnerten an die 
Erweiterungsnotwendigkeit. 

5. Das britische Projekt wurde in einer ausführ­
lichen Stellungnahme behandelt und ihm 
wesentliche Mängel angelastet. Ministerialrat 
Dr. Z i m m e 1 'erklärte als Zeuge (vgl. Proto­
koll von der 5. Sitzung des Untersuchungs­
ausschussesder XII. GP vom 3. Juni 1971, 
Seite 183), daß das Kontaktlkomitee die bei­
den Organisationen 'doch noch von der Quali­
tät des britisch,en Projektes überzeugen wollte 
und dazu ein Symposion in Mariazell geplant 
war. Ministerialrat Dr. F ich t e n t hai vom 

K,anzleramt erklärte jedoch, daß dies nicht 
mehr notwendig sei, die beidJen'Organisationen 
hätten sich mit einem modifizierten S tab i(! r­
Projekt :einv,erstanden erklärt. Man werde die 
Sache ,daher sofort auf Ministerkomitee-Ebene 
bringen. Dem ,ist eine aktenkundig ,gewordene 
Besprechung zwisch,en dem Bundeskanzler und 
dem Vertreter der UNIDO, iB i r c k h e a d, 
vorausgegangen (Beilage 61). 

Zu B. 8.6: Grundlagen für die Entscheidung 
der Auslober; die Willensbildung im 
Ministerkomitee ' 

1. Am 10. November 1970 trat das Minister­
komitee, erweitert um Vertreter der Inter­
nationalen Organisationen, erneut zusammen 
(Beilage 16). Die Vertreter der Internationalen 
Organisationen, vor allem der Vertreter der 
IAEO, E k 1 u n d,erklärten, daß für sie das 
Projekt-P eil i das geeignetste sei. Sie fügten 
aber hinzu, daß sie bei entspl'echenden Modi­
fikationen alle vier Projekte akzeptieren wür­
den. Bundeskanzler Dr. K re i s k y machte auf 
die Kostenfrage aufmerksam und führte aus, 
was zu B. 8.3 hervorgehoben und zitiert 
wUl'de. Der Vertreter der IAEO, E k 1 und, 
erklärte allerdings, ,daß ,d~e Kostenfrage be­
stritten werden könne. Der Vertreter der 
UNIDO, B ir c k h e a d,' erklärte: "Ich bin 
auch der Meinung, daß wir diese Kostenschät­
zung akzeptieren können, obwohl wir auf 
Grund eingehender Untersuchungen .wissen, 
daß es hier eine Reihe von Fragen gibt. Aber 
wir können diese Zahlen als Grunrdlage für 
einen Ausgangspunkt nehmen." E k I und 
el'klärte weiter: "Wir sind weitelis der Mei­
nung, daß der Entwurf des dritten Pr,eisträ­
gers, N 0 v 0 t n y und Mäh n e r t, ,den Er­
fordernissen der Organisationen nur in :be­
schränktem Umfang 'entsprechen würde und 
der Entwurf ,des vierten Prej.str~gers, das 
S tab er-Projekt, nur dann' ,den Anfor,derun­
gen ,der Organisationen entsprechen würde, 
wenn es nach unseren Wünschen, die vorzu­
bringen wir in der Lage sind, abgeändert 
würde" ,(Beilage 16, Seite 2 der übersetzung 
der englischen Textstellen). Als nächster Spre­
cher !Schlug .Bundeskanzler Or. K r eis k y (vor 
jhm bestätigte Birckhea,d E k 1 und s Dar­
legungen) die Einsetzung ,einer .gemischten 
Kommission vor, die die Aufgabe halben sollte, 
"das vi,erte Projekt (S tab e r) ,entsprechend 
dem von Generaldirektor E k 1 u nd ... vor­
gebrachten Verlangen einer überprüfung zu 
unterziehen,inw,ieweit es a.daptiert werden 
kann, damit 'es den Zwecken ,der Organisatio­
nen ,dient" (Seite 4/5). Sodann verkündet der 
Bundeskanzler "die Reihung, die nach der 
überarbeitung der Projekte im Gutachten der 
Fachberater vom 6. Juli 1970 ... vorgenom-
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men wurde": Sie lautet: ,,1. BDP, 2. S t a­
be r ... ". Der Bundeskanzler erklärte, daß 
es "unpsychologisch wär·e, eine überholte 
Nominierung z.u wählen, 'sondern eben die 
richtige". Die Vertreter der Internationalen 
OrganisMionen gaben zu bedenken, ,daß damit 
doch noch keine Entsche~dung g.efallen sei. 
Kr eis k y: "Wir sind uns alsa einig, heute 
ist keine Entscheidung ,getroff.en wor,den, son­
dern es wird so vorg·egangen werden, wie ich 
vorhin ausgeführt habe. Es wil"d dann mög­
licherweise der Einwand kommen, daß man 
den anderen drei Projektanten auch dieselbe 
Möglichkeit geben soll. Aber das ist ja ge­
schehen. Einmal muß eben eine Enoscheidung 
getroffen werden ... " (siehe allerdings Schrei­
ben des Armitekten Don a u unter Punkt 3, 
Beilage 70). 

2. Am 24. November 1970 wurde dem Bundes­
kanzler die Liste der vorgesmlagenen li.nde­
rungen des S tab er-Projektes überreimt (Bei­
lage 18). Di,ese li.nderungswünsche gingen 
außerordentlim weit und verlangten sogar eine 
Verlagerung der Gebäude mit dem Ziel einer 
komp:tkteren, funktionsgerechteren Zuord­
nung und wirtschaftlichen Raumausnutzung. 
Wiederum wur.de ,die Ausweitung des Projek­
tes gefol"dert. 

Mit ,di'esen Modifikationen des S tab e r-Pro­
jektes befaßte sich das Kontaktkomitee und 
legte am 9. Dez·ember 1970 einen Bericht vor, 
in dem die Wünsche der Internationalen 
Organisationen als unver,einbar mit der Pro­
jektidee S tab e r s und mit den österreich i­
schen Zielsetzungen. bezeichnet werden. Ab­
schließend heißt es in ,diesem Bericht, "daß dj,e 
Wünsche der beiden Organisationen im S t a­
be r-Konzept harmonisch nicht e,ingefügt wer­
den können". Daß inzwischen Architekt S t a­
b er diese Modifikationswünsch·e weitgehend 
akzeptiert hat, sei auf seine Befürchtung 
zurückzuführen, den Auftrag nicht zu erhal­
ten (Beil,age 19). 

3. Bemerkenswert ist in der Stellungnahme des 
Kontaktkomitees der Hinweis, ·daßdie 
Wünsche der bei,den Internationalen Organi­
sationen "eher" beim britischen Projekt ver­
wirklicht werden könnten und daß dem B.au­
tenministeri'um und der Stadt Wien auch ein 
nach den Wünschen ,der Organisationen modi­
fiziertes britisches Projekt vorliege (Bei­
l:Lge 19). 

"Wir möchten Ihnen' mitteiLen, daß uns zu 
unserem großen Bedauern keine Möglichkeit 
gegeben wurde, weder auf Grund des Briefes 
von Mr. Grenfell Bai n es vom 19. November 
1970, auf .den Sie sich beziehen, noch auf andere 
Ersuchen, Abänderungen unser.es Proj,ektes mit 
den Internationalen Organisationen formell zu 
verhandeln. 

In unser,en früheren Hespr,echungen mit den 
Organisationen ,im August 1970 sind di'ese nicht 
bereit gewesen, über Abänderungen zudisku­
tieren. Bei späteren informellen Kontakten mit 
diesen waren w,ir jedoch der Meinung, daß sie 
glückLich wären, mit uns Abänderungen zu be­
sprechen, sich aber ohne Erlaubnis ,der öster­
reichischen Regierung daran g,ehindert glaub­
ten" (Beilage 70). 

Am 15. Dezember 1970 fand eine Skzung des 
Kontaktkomitees mit den Vertretern der 
Internationalen Organisationen ("Gemischte 
Kommission auf Beamtenebene") statt (Bei­
lage 6). Die Forderungen der Internationalen 
Organisationen wurden nun aber trotz der 
am 9. Dezember 1970 erhobenen Einwände 
weitgehend akzeptiert. Es wird gar eine 
30% ige Erweiterung der Amtssitzgebäude in 
Aussicht gestellt. 

4. Am 18. Dezember 1970 trat da,s Minister­
komitee mit den Internationalen Organisatio­
nen und den zuständigen ,Beamt'en zur letz­
ten Sitzung zusammen (Beilage 7). Der Bundes­
kanzler verwies auf den gemeinsamen Bericht 
vom 15. Dezember 1970, indem die Entschei­
dung praktisch ja schon vorweggenommen sei. 
Bürgermeister S I a vi k schloß 'sich namens der 
Stadt Wien dieser Meinung an. Der Bundes­
kanzler wi,es außel"dem auf ,die Notwendigkeit 
eines Abschlusses des Auswahlverfahrens hin, 
da die Regierung sonst gegenüber der öster­
reichischen öffentlichkeit in eine schwierige 
Lage kommen müßte und die Generalv'er­
sammlung der UNO heute noch tage. Die Ver­
treter der beiden Internationalen Organisatio­
nen zeigten sich hoch zufrieden, daß ihre 
Wünsche weitgehendst erfülLt wurden. 

Bundeskanzler Dr. Kr eis k y stellte nQch fest, 
daß die Entscheidung noch in aller Form in 
,den entsprechenden Organen gefaßt wer·den 
müsse. Am gleichen Ta,g teiLt ,der Bundeskanz­
ler Architekt Johann S ,t ab e r die Entschei­
dung mit. 

Dieses überarbeitete Proj,ekt wurde aber nicht 
. mehr diskutiert, J'a nicht einmal erwähnt in Zu B. 8.7: Auftragserteilung 

Staber 
der ·entschei,denden Sitzung der "Gemismten 

an Architekt· 

Kommission" vom 18. De~ember 1970. Am 1. Ob durch Handschlag des Bundeskanzlers 
31. Mai 1972 legte der Kontaktarchitekt ,der Archi~ekt S·t ab e r am 18. Dezember 1970 
BDP, Dipl.-Ing. Don a u, ·dem Untersuchungs­
ausschuß folgendes Schreiben vor: 

mit dem Planungsaukrag betraut wurde, ist 
eine Rechtsfrage, die zu prüfen der Unter-
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suchungsausschuß nicht inder Lage war. Sicher 
ist, ,daß der zuständige Bundesminister in einem 
Schrdben vom 20. Jänner 1971 Architekten 
S t a her mitteilte, ,daß sein Projekt zur Aus­
führung gewählt worden ist. MÜI1ldliche Kon­
takte soUten zu einer ehestmöglich,en schrift­
lichen Beauftragung f.ühren (Beilage 8). 

Arch~tekt S·t a be r gab als Zeuge vor dem 
Untersuchungsausschuß auf die Frage des Ab­
geordneten DDr. K ö n i g, wann er vom Bun­
deskanzler ,die Zusage hekam, den Auttrag zu 
erhalten, die Antwort: "Das war am 18. De­
zemberhier im Hause." (Im Parlament, 
Anm.: 6. Sitzung des Ul1'tersuchungsausschusses 
der XIII. GP am 19. Mai 1972, Seite 238.) Vom 
Vorsitzenden Dr. M os er nochmals befragt: 
"War es ein Auf,trag für Sie als Architekt oder 
war es nur ,die Mitteilung, daß Ihr Projekt aus­
gewähLt wiI'd?" antwortete S tab er: "Es war 
die Mitteilung, ,daß das Ministerkomitee mein 
Projekt für die Ausführung beschlossen hat" 
(Seite 239). 

Am 3. Juni 1971 gab Sektionsrat Dr. Sei d­
I e r in seiner Zeugeneinvernahme vor ,dem 
Untersuchungsausschuß zu Protokoll (Unter­
suchungsausschuß, XII. GP, Sei,te 129), es gäbe 
noch keinen Vertrag mit S t aber, . er habe 
wohl zwei Varianten desselben (vgl. Beilage 37), 
der Abschluß ,des Vertrages sei der "Aktien­
gesellschaft zu überlassen". Sektionsrat Sei d­
I er bezweifelte, ob die Aktiengesellschaft einen 
Vertrag mit Architekten S ,t ab e r a!bschließen 
könne, bevor die Kompetenz ,des Bundes nicht 
ausdrücklich auf die IAKW-A:G ühertragen sei. 

2. Tatsache ist, daß der Architektenvertrag zwi­
schen Architekten S tab e r und der IAKW­
AG am 15. Juli 1971 abgeschlossen wUI'de (Bei­
lage 92/2), das ist fast elf Monate, bevor die 
IAKW-AG mit Bundesgesetz (BGBl. Nr. 150/ 
72) beauftragt wur,de, das Bauvorhaben hin­
sichtlich des "Internationalen Amtssitz- und 
Konferenzz·entrums Wien" zu ühernehmen. 
Tatsache ist ferner, daß die zur Entscheidung 
ülber die Planungsvergaibe zuständige Bundes­
regierung ülberhaupt erst am 21. Septemiber 
1971 entschieden hat, Architekten S tab e r 
mit dem Planungsa'uftrag zu betrauen (Bei­
lage 58). 

D. Schlußbemerkungen 

1. Alle ,die unter B 8 bezeichneten Fragenkom­
plexe 1 bis 7 beziehen sich auf den Entschei­
dungsvorgang, der mit ,der überarbeitung der 
Projekte eingeleitet wurde und schließlich zur 
Beauftragung des Architekten S ,t ab e r mit 
den Planungsarbe~ten geführt hat. Dieser Ent­
scheidungsvorgang kann in V'Ii,er Phasen ge­
gliedert werden: 

a) die Phase der überarbeitung der preis­
gekrönten Projekte (4. Dezember 1969 
bis 4. Mai 1970); 

b) die Phase der Begutachtung ,der preis­
gekrönten Projekte durch das FacIYbe­
raterkollegium (4. Mai 1970 bis 6. Juli 
1970) ; 

c)die Phase der Entscheidung über iden 
Planungsauftrag im Ministerkomitee 
(13. Juli 1970 bis 18. Dezember 1970) 
und 

d)die Pha:se der formellen Entscheidung 
über den Auftrag bis zum Abschluß des 
Vertrages S tab er mit ,der IAKW-AG 
(18. Dezember 1970 bis 15. Juli 1971 
bzw. 21. September 1971). 

2. Bei ,diesen einzelnen Phasen waren verantwort­
lich heteiligt: ,der Bundeskanzler und das Bun­
deskanzleramt, ,der Bundesminister für ,Bauten 
und Technik und aas Bundesministerium für 
Bauten und Technik, der ~Bundesmil1'i'5ter für 
Auswärtige Angelegenheiten und aas Bundes­
ministerium für Auswärtige Angelegenheiten. 
Sodann waren in diesen Phasen das unter B. 3 
erwähnte Fachberaterkollegium unter dem 
Vorsitz Professor R a i n er s und das Kontakt­
komitee tätig. Ferner halben am Entschei,dungs­
prozeß die betroffenen Internationalen Organi­
sationen mitgewirkt, nämlich die IAEO, ver­
treten durCh E k 1 und, und die UNIDO, ver­
treten ,durchB i-r c k he a d und Dr. Abdel­
R a th man. DiezU'ständigen Bundesminister 
zusammen m~tFachbeamten hildeten das Minti­
sterkomitee, aie Vertreter .der Internationalen 

. Organisationen zusammen mit dem Minister­
komitee die gemischte Kommission. 

3. Der Entscheidungsvorgang, der die oben 'be­
zeichneten Phasen· durchlaufen hat, kann nach 
zwei Gesichtspunkten hin gesehen werden: 
Soweit der Entsche~dungsvorgang dazu geführt 
ha't, ,daß dem ersten Preisträger, Architekten 
P e 11 i, der Planungsauttrag nicht erteilt 
wurde, ist dieser Vorgang ,danach zu heuI1teilen, 
ob hiefüren tsprechendden Wetvbewerbs'be­
dingungen "zwingende und triftige Gründe" 
vorgelegen ha:ben. Für diesen Vorgang biIden 
die "zwingenden und triftigen Gründe" eine 
Bindung. 

Soweit alberder Entlscheidungsvorgang dazu 
geführt hat, daß unter den anderen Preis­
trägern, außer Pe J 1 i, eine Auswa'hl ,getroffen 
wUlide - so vor allem die Auswahl des Pro­
jektes-S tab e r vor jenem Projekt, das von 
dem Fachber:tJterkollegium und auch von dem 
Kontaktkomitee besonders befürwortet 
wurde (BDP-Projekt) -, kann dieser Alls­
wahlvorgang nicht nach den "zwingenden und 
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triftigen Gründen" beurteilt werden. Dieser 
Auswahlvorgang war eine Ermessensentschei­
,dung der zuständigen staa<tlichen Instanzen. Er 
ist hinsichdich seiner Sachlichkeit, Wir,tschaft­
lichkeit usw. vor allem an den den an der 
Entsche~dung Beteiligten vorliegenden Unter­
lagen (Gutachten des Fach!beraterkollegiums, 

. Stellungnahme ,der Imernationalen Organisa­
'oionenusw.) und nach ,den allgemeinen Grund­
sätzen einer kor.r,ekten V,erwaltung zu beur­
teilen. 

Der Untersuchungs ausschuß dankt Iden befrag­
ten Behörden, ,den einvernommenen Auskunfts­
personen und den Parlamentsangestellten - ins­
besondere Parlamentsrat Dr. Es t er e r sowie 
den mit ,der Herstellung der Protokolle be auf-

tragten Beamten des Stenographenamtes - für 
die wertvolle Unterstützunß. 

Als Ergebnis seiner Beratung ·stelltsomit ,der 
Untersuchungsausschußzur Prüfung aller Um~ 
stände um Iden Internationalen I.deenwe~tbewerb 
für Architekten 2'iur Planung eines Amtssitzes 
In1iernationaler Organisationen und eines Kon­
greßzentrums in Wien sowie 'die vom Auslober 
getroffene Entscheidung, ,den A nt rag, der 
Nationalrat wolle den vorgelegten 'Bericht samt 
An'lagen zur Kenntnis nehmen. 

Wien, am 29. Juni 1972 

Dr. Eduard M 0 s e r 

Vorsitzender und Berichterstatter 

ANLAGE 1 

Verlauf der Sitzungen des Untersuchungsausschusses in der XII. Gesetzgebungsperiode 

1. Sitzung am 3. März 1971 

In ,der konstituierenden Sitzung wUl'den A:b­
geol"'dneter Dr. Mo s e rzum Vorsitzenden, Ab­
geor,dneter W e ik h art zum 1. Stellvertreter 
und A:bgeor.dneter Ur. B r 0 e s i ,g k e zum 
2. Stellvertreter .gewählt. 

2. Sitzung am 22. April 1971 

Der Untersuchungs ausschuß beriet über Ziel 
und Umfang seiner Tät~gkeit, die auch die ,im 
Parlament erhdbenen Vorwürfe einbeZliehen soll . 
Das bereits vom 'Bundeskanzleramt und vom 
Bundesministerium für Bauten und Technik an­
geforderte Aktenmaterial mußte durch weitere 
Beratungsunterlagen ergänzt werden. Es wUl"'de 
vereinbart, daß Anträge .zur La:dung von Zeugen 
oder zur Beschaffung von Unterlagen von allen 
Mitgliedern des Untersuchungsausschusses gesteHt 
wel'den können. 

Der Untersuchungsausschuß beschloß, ,daß ge­
mäß § 29 ,der Geschäfitsordnung ,des Nationalrates 
die Verhailidlungen und die gefaßten Beschlüsse 
nicht als vertraul~ch erklärt wcr.den.Eine Ver­
öffentlichung der Sitzungsprotokolle wurde aber 
abgelehnt. 

3. Sitzung am 5. Mai 1971 

Im Untersuchungsa:usschuß wurde bera:ten und 
vereinbart, welche Zeugen ,demnächst vOl1geladen 
werden sollen und welche wei:teren Unterlagen 
im Wege tiber den Pr:isvdenten ,des Nationalrates 
anzufordern .sind. 

4. Sitzung am 13. Mai 1971 

Für die Zeugeneinvernahmen wur,de festgelegt, 
d .. ß diese vom Vorsitzenden an die Wahrheits­
pflicht gemäß den Bestimmungen der Strafpro­
zeßordnung zu erinnern sind. 

In dieser Sitzung erfolgte die Befragung folgen­
der Zeugen: 

Ministerialrat Dipl.-Ing. Dr. Kar! Zimmel 
(WortprotokoH Seiten 27 Ibis 58) 
DDr. Hans Skrovanek 
. (Wol"'tprotokoll Seiten 59 bis 84) 

5. Sitzung am 3. Juni 1971 

Folgende Zeugen wurden einv,ernommen: 
Sektionsrat Dr: Dietrich Seidler 
(Wortprotokoll Seiten 91 his 137) 
Sektionschef Dipl.-Ing. Josef Krzisch 
(Wortprotokoll Seiten 137 abis 165) 
Ministerialrat Dipl.-Ing. Dr. Karl Zimmet, der 
neuerlich über Fragen wie die "zwingenden und 
triftigen Gründe" und die Einflußnahme :der 
beiden Internationalen Organi:sationen auf die 
Entscheidung ,des Wettbewerbes und die Auf trag­
vergebung gehör.twurde. 
(Wortprotokoll Seiten 165 his 216) 
Senatsrat Dr. Alois Miksch 
(Wortprotokoll Seiten 217 bis 236) 

Von der ursprünglich beaibsichtigten Ladung 
des VorsitZienden ,der internationalen Jury, Ar­
chitekt· Pierre Vag 0, 'Paris, wUride nach längerer 
Diskussion Atbstandgenommen. 
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6~ Sitzung,am 9. Juni 1971 

Es wurden folgende Zeugen vernommen: 
Architekt Dipl.-Ing. Josef Fleischer 
(Wortprotokoll Seiten 252 bis 268) 
Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Rosenzweig 
(Wortprotokoll Seiten 269 bis 285) 

Ober Anregung des Abgeordneten H aas fand 
eine ;j,usführliche Debatte über ,die weitere Tätig-

kelt und die Zielsetzungen des Untersumungs­
aussmusses statt. Diese Diskussion sollte bei der 
nämsten Sitzung am 24. Juni 1971 fortgeset~t 
werden, die aber wegen ,des späten Smluss~s der 
Haussitzung am gleimen Tag abgesagt werden 
mußte. Ein weiterer Sitzungstermin konnte bis 
zur Auflösung des Nationalrates am 14. Juli 1971 
nimt vereinbart werden. 

Verlauf der Sitzungen des Untersuchungsausschusses in der XIII. Gesetzgebungsperiode 

1. Sitzung am 3. Feber 1972 

In der konstituierenden Sitzung ,des Unter­
sumungsaussmusses wurden Abgeor,dneter Dok­
tor Mo s e r zum Vorsitzenden, Abgeordneter 
H aas zum 1. Stellvertreter und Abgeordneter 
Dr. B r 0 e s i g ke zum 2. Stellvertreter gewählt. 

2. Sitzung am 20. März 1972 

Der Untersumungsausschuß besmloß, das Be­
weismaterial des mit dem gleichen Auftrag in der 
XII. Gesetzgebungsperiode tattgen Untersu­
chungsaussmusses seinen weiteren Beratungen 
zugrunde zu, legen (6 Wortprotoko.lle ,der Sit­
zungen und 34 Beilagen). So wie in der XII. GP 
wurden die Verhandlungen als nicht vertraulich 
erklärt. 

Nach einer Beratung tiber die weitere Vor­
gangsweise des Untersuchungsausschusses erklärte 
sich der Vorsitzende, Abgeo.rdneter Dr. Mo. s er, 
bereit, eine ausschußinterne Diskussionsgrundlage 
für die weiteren Verhandlung,en auszuarbeiten. 

3. Sitzung am 10. April 1972 

Albgeordneter Dr. M 0 s erlegte ,die zugesagte 
Diskussionsgrundlage vor. Man ein~gt sim, die in 
ihr behandelten folgenden sieben Fngenbereime 
als Grundlage für die weiteren Beratungen zu 
nehmen: .. 

1. War der internationale Armitektenwettbe­
werb einstufig und mit der Juryentsmeidung ab­
gesmlQssen? 

2. Welme Verpflimtungenergeben sich aus 
dem internationalen Wetvbewerb und dem Jury­
entsmeid für den Auslober? 

3. Die zwingenden und triftigen Gründe, die 
dazu gefwhrt haben, daß der erste Preisträger 
den Auftrag nimt erhalten hat. 

4. Ziel und Ergebnis des Begutachtungsver­
fahrens, Rechtswirksamkeit. 

5. Stellungnahme ,der beiden InternatiQnalen 
Organisationen IAEO und UNIDO sowie ihre 
Einflußnahme auf das Auswahlverfahren. 

6; Grundlagen für die Emsmeidung <der Aus­
lober - die Willensbildung im MinisterkQmitee. 

7. Auftragserteilung an Armitekt S tab er. 

4. Sitzung am 24. April 1972 

Der Untersumungs;lussmuß diskutier,te zuerst 
über die Zeugenla,dung des Dr. T re u, dessen 
Entbindung vo.n der Amtsversch,wiegenheit durch 
die UNIDO bisher nimt erfolgt ist. 

Weiters wurde über das. Schrei;ben der IAKW­
AG vo.m 19. April 1970 beraten, in dem die Vor­
lage des angeforderten Vertrages mit Architekt 
S tab er von der Prüfung aktienrechtlimer 
Fragen abhängig gemamt wird. 

Vom Abgeordneten Ha a s wur,de ein Papier 
analog ,der vom Vorsitzenden Dr. MOos er ver­
faßten Diskussionsgrundlage vorgelegt, das zu 
den Fragebereimen 1 und 2 die Meinung der 
SPö-Fraktion des Untersuchungsausschusses zum 
Ausdruck bringen soll. ' 

In dieser Sitzung wurden folgende Zeugen 
befragt: 
Architekt Dipl.-Ing. Herbert Müller-Hartburg 
(Wortprotokoll Seiten 26 bis 67) 
Architekt Prof. Dr. Roland Rainer 
(Wortprotokoll Seiten 68 bis 108) 

5. Sitzung 3m 8. Mai 1972 

Der Untersuchungsausschuß ibefaßte sich mit 
den von den Aibgeordneten Dr. M 0 s er und 
H aas vorgelegten Diskussionspapieren und be­
riet über die Fragenbereime 1 und 2. Dabei 
konnten in einigen Punkten einvernehmliche 
Auffassungen und Schlußfolgerungen erzielt wer­
den. 

Als Zeugen wurden gehört: 
Architekt Dipl.-Ing. Norbert Weber 
(Wortprotokoll Serten 137 bis 154) 
ao. Gesandter und bey. Minister Dr. Emanuel 
Treu 
(Wortprotokoll Seiten 155 bis 205) 
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6. Sitzung am 19. Mai 1972 

Der Untersuchungsausschuß befaßte sich mit 
der Ablehnung der IAKW-AG, den angeforderten 
Vertrag mit Architekt S tab e r vorzulegen. Er 
stellte fest, daß nach seiner Meinung die Berufung 
auf die Bestimmungen ,des § 84 Abs. 1 des 
Akniengesetzes üher die Geheimhaltungspflicht 
nicht gerechtfertigt ist. Der Vorschlag der IAKW­
AG, dessen Vorstandsmitglied Dr. Pu s c h­
man n zur Auskunftselltei1ung über das Zu­
standekommen des Vertrages zu befragen, wurde 
angenommen. 

In ,dieser Sitzung erfolgte die Zeugenaussage 
des 

Architekten Dipl.-Ing. Johann S tab e r 
(Wortprotokoll Seiten 209,bis 256) 

Jener Teil der Befragung, der sich auf den 
Inhalt ,des Architektenvertrages bezieht, wurde 
v-orerst als vertraulich erklärt und Jem Sitzungs­
protokoll als Anhang beigefügt (Wortprotokoll 
Seiten 260 bis 261). 

7. Sitzung am 5. Juni 1972 

Zur .A!bfassung eines Rohentwurfes für den 
ßericht an das Plenum ,des Nationalrates, für den 
als Frist der 30. Juni 1972 ges,etzt w:urde, setzte 
der Untersuchungs ausschuß ein Redaktionskomi­
tee ein, dem ,die Albgeol'dneten Dr. B r 0 e s i g k e, 
Dr. E r mac 0 r a und Ing. Hob I angehören. 
Es wurden noch weivere Aktenstücke, die durch 
die Ausstellung im Bundeskanzleramt bekannt­
geworden sind, für den Untersuchungsausschuß 
angefordert. Dam~t war die Beschaffung von 
Beweismaterial abgeschlossen. 

In dieser Sitzung erfolgte die Befragung des 
Dr. Gerhard Puschmann 
(Wortprotokoll Seiten 263 bis 292) 

8. Sitzung am 23. Juni 1972 

Nach einem Bericht des Abgeordneten Doktor 
B r 0 e s i g k e über die bisherigen Ergebn~sse der 
Beratungen im Redaktionskomitee und einer 
längeren Debatte ü:ber das weitere VOllgehen zur 
Abfassung des Berichtes an den Nationalrat 
wurde der 1. Teil des Berichtsentwurfes mit 
einigen A:bänderungen eiJ;lvernehmlich angenom­
men. 

Das R'edaktionskomitee wUllde Ibeauftragt, 
seine Arbei,t zur Fertigstellung des Berichtes fort­
zusetzen und Einigung bezüglich der Tatsachen­
feststelLungen zu den offenen Punkten hetibeizu­
führen. Schlußfolgerungen sol1ten dann in der 
näch9ten Sitzung des Untersuchungsausschusses 
gezogen werden. 

9. Sitzung am 29. Juni 1972 

Der vom Redaktionskomitee in drei Sitzungen 
ausgearbeitete Berichtsentwurf fand die einhellige 
Zustimmung des Unter~uchungsausschusses und 
wird ohne wesentliche Änderungen dem Natio­
nalrat mtt dem Antrag um Kenntnisnahme vor­
gelegt. Zum Berichterstatter im Haus wurde der 
Vorsitzende Abgeordneter Dr. Mo s e r gewählt. 

Eine Diskussion über die Frisvsetzung für die 
Tätigkeit ,des Ausschusses mit 30. Juni 1972 und 
die sich daraus ergehenden Konsequenzen führte 
nicht zu einvernehmlichen Auffassungen und 
fand daher keinen Niederschla.g im Bericht des 
Untersuchungsausschusses an ,den Nationalrat. 

Abgeordneter DDr. K ö ni.g kündigte ,die Ein­
bringung eines Minder'heitslberichtes an. 

Der Vorsitzende dankte abschließend für die 
gute Zusammenarbeit im Untersuchungsausschuß 
und für die wertvolle Unterstützung durch die 
Beamten des Hauses. 

ANLAGE'2 

INHALTSVERZEICHNIS DER BEILAGEN 

Beilage 1: 

Erlaß des Bundesministeriums für Bauten und 
Technik vom 12. Dezember 1969, Z1. 513.852/ 
1/5/69; Einladung an ,die vier Preisträger zur 
überarbe~tung der Projekte unter Bedacht­
nahme auf ,die Entscheidung ,der Jury. 

Beilage 2: 

Stellungnahme ,der beiden Internationalen Or­
ganisationen vom 11. Juni 1970. 

Beilage 3: 

Gesamtgutachten I. und II. Teil des Fach­
beraterkollegiums vom 6. Juli 1970. 

Beilage 4: 

Schlußbericht des Vorsitzenden des Fach!be­
raterkollegiums Architekt Dr. Ra i n e r vom 
7. Juli 1970. 

Beilage 5: 

Bericht des "Kontaktkomitees" (Bund und 
Gemeinde) zu den Modifikationswünschen der 
beiden Internationalen Organisa:tionen am 
S tab er-Projekt, ausgefolgt am 9. Dezember 
1970. 
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Beilage 6:· 

"Gemeinsamer Bericht" des "Kontaktkomitees" 
(Bund und Gemeinde) und der heiden Inter­
nationalen Organisationen (IAEO und 
UNIDO) vom 15. Dezember 1970. 

Beilage 7: 

Protokoll über die Sitzung der "Gemischten 
Kommission" am 18. Dezemiber 1970, in der 
die Entscheidung über die Wahl des Aus­
führungsprojektes getroffen wurde, mit über­
setzungen. 

Beilage 8:. 

Referatsbogen des Bundesministeriums für 
Bauten und "Technik vom 20. Jänner 1971, 
21. AE 500.663-1/1171, über den Auftrag an 
Architekt S tab e r und ,die Verständigungs­
schreiben an ,die drei anderen Preisträger. 

Beilage 9: 

Beilage 17: 

Stellungnahme der !heiden Internationalen Or­
ganisationen vom 10. September 1970 samt 
Beilagen. 

Beilage 18: 

Gemeinsame Note ,der heiden Internationalen 
Organisationen vorn. 24. November 1970 mit 
der Liste der vorgeschlagenen Anderungen am 
S t a tb e r - Projekt (Moidifikationsvorschläge). 

Beilage 19: 

Bericht des "Komaktkomitees" vom 9. De­
zember 1970 einschließlich der Stellungnahme 
,des Architekten S tab er vom 5. Dezem1ber 
1970. 

Beilage 20: 

Ministerratsvortrag des Bundesministers für 
Bauten und Technik vom 4. Dezember 1969, 
21. 513.759-111/69. 

Protokoll des Untersuchungsausschusses vom 
3. März 1971 über die Konstituierung. Beilage 21: 

Beilage 10: 

Protokoll des Bautenausschusses vom 2. März 
1971. 

Beilage 11/1 bis 3: 

Wevthewerbsausschrdbung mit erster und 
zweiter Fragebeantwortung. 

Beilage 12: 

JuryprotokolL 

Beilage 13: 

Schreiben ,der Architekten Prof. Dr. Jak s c h, 
Prof. Dipl.-Ing. Li P per ,t, Dip1.-lng. M ü l­
I e r - H art bur g vom 11. September 1970. 

Beilage 14: 

Schreiben der Wiener Gebietskrankenkasse für 
Arbeiter und Angestellte vom 10. Mai 1971, 
betreffend den Beschäftigtenstand ,des Herrn 
Architekten Dipl.-Ing. S ta her. 

Beilage 15.: 

Schre;ben des Bundesministeriums für Bauten 
und Technik vom 5. Dezember 1968, 
21. 513.661-1/68, an die Ing,enieurkammer für 
Wien, Niederästerreich und Burgenland. 

Beilage 16: 

Protokoll der Sitzung des "Mini'sterkomitees" 
vom 10. November 1970,21. 67.883-Pr. 1 b/7D. 

Protokoll Üiber die Sitzung des "Minister­
kom~tees" am 13. Juli 1970, 21. 65.033-Pr. 1 bl 
1970. 

Beilage 22: 

Erklärung ,des .seinerzeitigen Staatssekretärs im 
Bundesministerium für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Carl B 0 h let e r, vom 11. April 
1967, hinsichtlich ,der Bewerbung Osterreich,s 
um den Amtssitz der UNIDO (e n g I i s ehe r 
Tex t). 

Beilage 22/ A: 

Erklärung von S. Ex. Dr. Carl H. Bob let e r, 
Unterstaatssekretär für Auswärtige Angelegen­
heiten im österreichischen Bundesministerium 
für Auswärtige Angelegenheiten, abgegeben 
vor dem Industrieentwicklungskomitee auf der 
1. Tagung am 11. April 1967 :(ü b e r s e t­
zu ng). 

Beilage 23: 

Protokoll ü,ber die 'Sitzung vom 16. Dezember 
1968 im Bundesministerium für Bauten und 
Technik über die Einwände der Ingenieur­
kammer zur UNIDO-Ausschr,eibung. 

Beilage 24: 

Korrespondenzen, die sich an das an die vier 
Preisträger gerichtete Schreiben, di.e Projekte 
zu überarbeiten, anschlossen. 

Beilage 25: 

Schrei'ben ,des Herrn Bundesministers für Bau­
ten und Technik an Herrn Ces ar Pell i wegen 
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überweisung des Preises in ,der Höhe von 
2·3 Millionen Schilling und Antwort des Herrn 
Pell i. Zahlungs- und Verrechnungsauftrag an 
das österreichische Postsparkassenamtsowie 
Lastschriftauszug vom 24. Feber d. J., außer­
dem der O:berweisungsauftrag an Herrn Archi­
tekten Pell i. 

Beilage 26: 

Beilage 33: 

Aktenstück ,des Bundesminister'iums für Bau­
ten und Technik, Z1. AE 513.852-1-'5/69 vom 
12. Dezernher 1969: ,die Korrespondenz mit 
den vier Preisträgern ist mit der Einladung 
zur üherarbeitung ihrer Proj-ekte nach genau 
festgelegten Kriterien eingeleitet worden 
(Punkt 3 des Begleitschreibens des Bundes­
mlmstenums für Bauten und Technik vom 
8. Juni 1971). Gutachten ,des Rechtsanwaltes Herrn Dr. Wil­

helm Rose n z we i g vom 20. November 
1970. Beilage 34: 

Beilage 27: 

Schreiben des Architek!ten Herrn Dip1.-lng. 
Herbert Müll e r - H art h ,u r g an das Bun­
desministerium für Bauten und Technik und 
an die Stadt Wien vom 2. Juni 1971, betreffend 
Herrn Architekt Ces ar Pell i. 

Beilage 28: 

Aktenstück des BUnidesministeriums für Bau­
ten und Technik, Z1. 504.747-1-5/70 vom 
30. April 1970; diesem Ak,t liegt ein: das 
angeforderte Schreiben ,des Architek,ten Cesar 
Pell i vom 14. April 1970; ferner das Proto­
koll der 55. Sitzung des Kontaktkomitees, 
Z1. 505.179-1-1/1970 (Punkt 1 des Begleit­
schreibens des Bundesministeriums für Bauten 
und Technik vom 8. Juni 1971). 

Beilage 29: 

Information an den Herrn Bundesminister 
Dr. Kot z i n a mit dem Vorschlag einer Er­
ledigung (Punkt 2,1 des Begleitschreibens des 
Bundesmini&teriums für Bauten und Technik 
vom 8. Juni 1971). 

Beilage 30: 

Schreiben ,des Herrn Architekten Pell i vom 
12. Jänner 1970 {Punkit 2,2 des Begleitschrei­
hens des Bundesministeriums für 'Bauten und 
Tedlllik vom 8. Juni 1971). 

Beilage 31: 

Schrerben der Kontrahenten ,des Architekten 
Cesar Pe l1 i vom 11. September 1970 (Punkt 
2,5 des Beglei~schrei:bens ,des Bundesministe­
riums für Bauten und Technik vom 8. Juni 
1971). 

Beilage 32: 

Schre~ben des Architekten Cesar P e lli vom 
17. Sep~ernber 1970 in ,deutscher übersetzung 
("Gruen" vom 23. September 1970) (Punkt 2,5 
des Begleitschreibens des Bundesministeriums 
für Bauten und Technik vom 8. Juni 1971). 

Begleitschreiben des Herrn Bundesministers für 
Bauten und Technik vom 8. Juni 1971, 
Z1. 506.925-1-1/1971 zu den Beilagen Nr. 28 
his 33. 

Beilage 35/1: 

Protokoll über die Sitzung des Ministerkomi­
tees vom 13. Juli 1970, Z1. 65.033-Pr. 1 'b/70. 

Beilage 35/2: 

Protokoll üher die Sitzung des Minister­
komitees vom 10. Novemher 1970, Z1. 67.883-
Pr. 1 h/7D. 

Beilage 35/3: 

Protokoll über ,die Sitzung der "Gemischten 
Kommission" vom 18. Dezember 1970, 
Z1. 68.940-Pr.1 h/70. 

Beilage 36/1 bis 3: 

Dokument A/C.5/SR. 1474 vom 9. Dezember 
1971, ,weld1es die Kurzfassung eines Berichtes 
des seinerzeitigen österreichischen Botschafters 
bei den Vereinten Nationen, Dr. Wal a­
'h ei m, an die V. Kommission der 26. General­
versamrtilung ,der Vereinten Nationen enthält 
'und deutsche Arheitsübersetzung sowie Be­
gleitsrordben des Bundesministers für Auswär­
tige Angelegenheiten vom 21. April 1972 hiezu. 

Beilage 37/1 bis 3: 
Arroitektenvertrag zwisroen ,der Republik 
österreich '(vertreten ,durro ,da's Bundesmini­
sterium für Bauten ,und Teronik) und dem 
Herrn Architekten Dipl.-Ing. Johann S tab e r 
und entspreroende Vorentwürfe sowie dies­
ibezügliroes Begleitsroreiben des Bundesmini­
steriums für Bauten un1d Technik vom 26. April 
1972. 

Beilage 38:\ 
Begleitschr,eiben des Herrn Bundesministers für 
Bauten und Technik vom 4. Mai 1972 zu den 
Beilagen 38/1 a his 38/1e, 38/2 und 38/3. 

Beilage 38/1 a: 
Gesroäftsstück des Bundesministeriums für 
Bauten und Technik, Z1. 504.284-1-1/1971, be-
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treffend ,das Protokoll der 71. Sitzung des 
Kontaktkomitees'am 7. April 1971. 

Beilage 38/1 b: 

Geschäftsstütk des Bundesministeriums für 
Bauten und Technik, 21. 503.503-1-1/1971, be­
treffend ,das Protokoll der 70. Sitzung des 
Kontaktkomitees am 17. März 1971. 

Beilage 38/1 c: 

Geschäftsstütk des Bundesministeriums für 
Bauten und Technik, 21. 502.408-1-1/1971, be­
treffend das Protokoll der 69. Sitzung des 
Kontaktkomitees am 24. Feber 1971. 

Beilage 38/1 d: 

Geschäftsstütk des Bundesministeriums für 
Bauten und Technik, 21. 501.411-1-1/1971, be­
treffend das Protokoll ,der 68. Si,tzung des 
Kontaktkomi,tees am 27. Jänner 1971.· 

Beilage 38/1 e: 

Geschäftsstütk des Bundesministeriums für 
Bauten und Technik, 21. 500.466-1-1/1971, be­
treff'end ,da·s Protokoll der 67. Sitzung des 
Kontaktkomitees am 13. Jänner 1971. 

Beilage 38/2: 

Akt~nvermerke des Fachberater-Vorsitzenden 
Prof. Dr. Roland R a i n e r vom 20. Mai und 
19. Juni 1970. 

Beilage 38/3: 

Geschäftsstütke des Bundesministeriums für 
Bauten und Technik betreffend Einladung 
und Aufgabenstellung für die Fachberater, 
21. 504.317-1-1/1970 vom 13. April 1970 und 
504.654-1-1/1970 vom 13. Apri11970. 

Beilage 39/1 und 39/2: 

Aktenvermerk Ülberdie Verhandlung im 
Bundesministerium für Bauten und Technik am 
16. Dezem'ber 1968 und diesbezügliches Be­
gleitschreiben ,des Präsidenten der Bundes­
ingenieurkammer, Dipl.-lng. M ü I I e r­
H art bur g, vom 4. Mai 1972. 

Beilage 40, 40/1 bis 40/2: 

schreiben der BundeSgebäudeverwaltung 1 
Wien vorn 16. Mai ,d. J. 21. 664.942/L/72. 

Beilage 41: 

Begleitschreiben des Herrn Bundesministers für 
Bauten und Technik vom 18. Mai 1972, zu 
den Beilagen 42 his 52. 

Beilage 42: 

Geschäftsstütk des Bundesministeriums für 
Bauten und Technik, 21. 513.874-115/68, 'be­
treffend Verlängerung der Termine für den 
Internationalen Wettbewerb. 

Beilage 43: 

Geschäf.tsstütk des Bundesministeriums für 
Bauten und Technik, 21. 504.567-1/1/70, be­
treffend Protokoll der 54. Sitzung des Kontakt­
komitees vom 15. April 1970. 

Beilage 44: 

Geschäftsstütk des Bunldesminfisteriurns für 
Bauten und Technik, 21. 510.167-1/1/70 (Aus­
stellungszahl 546), betreffend übermittlung der 
Fachgutachten an Herrn Architekten C. Pell i. 

Beilage 45: 

Geschäftsstütk des Bundesministeriums für 
Bauten und Technik, 21. 510.873-1/1/70 (Aus­
stellungszahl 550), betreftend Stellungnahme 
der Architekten Pell i, G r u e n, Jak s c h, 
L i p per t, Müll e r - H art Ib u r g zu den 
Fachgutachten' nach Kontaktnahme mit den 
Internationalen Organisationen. 

Beilage 46: 

Geschäftsstütk des Bundesministeriums für 
Bauten und Technik, 21. 512.188-1/1/70 (Aus­
stellungszahl 562), 'betreffend Außerung der 
Fachgutachter zur "Stellungnahme der Inter­
nationalen Organisationen vom 10. September 
1970". 

Beilage 47: 

Geschäftsstütk des Bundesministeriums für 
Bauten und Technik, 21. 505.453-1/8/71 (Aus­
stellungszahl 658), Anfnge des Dipl.-Ing. Wer­
ner G a ob r i e 1. 

Schrdben Ider Bundesgebäudev.erwaltung an das. ' 
Bundesministerium für Bauten und Technik .Betlage 48: 
vorn 23. Oktober 1970, 21. 670.507/AIO/1970, Geschäftsstütk ,des Bundesministeriums für 
mit dem Reisebericht des Herrn Dipl.-Ing.. Bauten und Technik, 21. A'E 508.507-I/1/71 
Kurt Sc ha lff hau s e r und Dipl.-Ing. (Ausstellungszahl 665), Bericht an den Mini-
Gerald S c h ü t z und diesbeziiglichesBegleit- sterrat. 
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Beilage 49: 

Geschäftsstück ,des Bundesministeriums für 
Bauten und Technik, ZI. AE 504.317-1/1/70 
(Aussotellungszahl 444), betreffend Einladung 
und Honorarangebot an das Fachberater­
kollegium. 

Beilage 50: 

Geschäftsstück des Bundesministeriums für 
Bauten und Technik, ZI. 512.542-1/1/70, be­
treffend Protokoll der 65. Sitzung des Kontakt­
komitees vom 28. Oktober 1970. 

Beilage 51: 

Geschäftsstück des Bundesministeriums für 
Bauten und Technik, Z1. 514.027-1/1/70, be­
'treffend Protokoll der 66. Sitzung des Kontakt­
komitees vom 2. Dezemiber 1970; 

Beilage 52: 

Geschäftsstück des BU11ldesministeriumsfür Bau­
ten und Technik, ZI. AV 500.387-1/8/71 (Aus­
stellungs zahl 632), betreffend Entschäd4;ungs­
leistung an den 1. Preisträger gemäß Code .1.5.1 
,der Wettlbewer'bsbedingungen. 

Beilage 53 und 53/1: 

Schreiben des Präsidenten der Bundesinge­
nieurkammer, Dip1.-lng. Müll e r - H a r t­
bur g vom 18. Mai 1972, mit angeschlossenem 
Aktenvermerk der Bundesingenieurkammer 
über ein Gespräch vom 23. März 1972 m~t 
Herren der Firma Dr. Wal t e r, Essen. 

Beilage 54: 

Schrerben ,des Herrn Architekten Dip1.-1ng. 
Müller-Hartburg vom 18. Mai 1972, 
Ze.: MH, betreffend eine Ä.ußerung des Herrn 
Architekllen Dip1.-lng. S tab e r. 

Beilage 55: 

tionen" der Internationalen Organisationen 
. (Ausstellungszahl 506). 

Beilage 58: 

Geschäftsstück des BKA, ZI. 27.562-PrM/71, 
hetreff·end Wahl des AusfUhrungsprojektes; 
Gründung der "Internationalen Amtssitz-und 
Konferenzzentrum Wien AG (Ausstellungs­
zahl 588). 

Beilage 59: 

Schreiben des Herrn Architekten Staber an 
den Herrn Bundeskanzler Ur. Kr eis k y vom 
10. April 1970. Ze.: St/G/70/591, betreffend 
Oberarbeiotiung Amtssitz Internationaler Orga­
nisaüonen und Konferenzzentrum Wien, 
Donaupark (Ausstellungszahl K 47). 

Beilage 60: 

Schreiben des Herrn Architekten S tab e r 
vom 26. November 1970, betreffend Presse­
information (Ausstellungzahl K 49). 

Beilage 61: 

Aktenvermerk über eine am 8. September 
1970 stattgefundene Besprechung zwischen dem 
Herrn Bundeskanzler und Mr. Bi r c k h e a d. 

Beilage 62: 

Information für ,den Herrn Bundeskanzler 
vom 11. September 1970 (Ausstellungszahl 
K 36). 

Beilage 63: 

Schreiben ,der Building Design Par.tnership an 
,den Herrn BUIlideskanzler vom 19. November 
1970 (Ausstellungszahl K 41). 

Beilage 64: 

Begleitschre~ben des Herrn Bundesministers 
für Auswärtige Angelegenheiten vom 24. Mai 
i 972, zu ,den'Beilagen 65 bis 69. 

Schre~ben der IAKW-AG vom 16. Mai 1972, ' 
ZI. 73/14-NR/1972, Ze.: Dr. Pu/Fi/312, be- Beilage 65: 
treffend Vorlage des Vertrages zwischen der Geschäftsstück ,des Bundesministeriums für 
lAKW-AG und Herrn Architekten Dipl.-lng. Auswärtige Angelegenheiten, ZI. 67.008-CO/ 
St ab e r. 70, vom 18. Dezember 1970, 'betreffend die 

Beilage 56: 
Entscheidung Ülber ,das Ausführungsprojekt. 

Geschäftsstück ,desBKA, Z1. 81.356-Pr. lb/71 , Beilage 66: 
betreffend Sitzung des ,;Ministerkomitees" am Geschäftsstück des Bundesministeriums für 
11. Feber 1971 (AusstelIungszah15S1). Auswärtige Angelegenheiten, Z1. 100.242-CO/ 

71, vom 10. Feber 1971, betreffend Raum-
Beilage 57: pmgramme der IAEO und UNIDO. 

Geschäftsstück des BKA, Z1. 68.502-Pr. 1b/70, 
betreffen'd Wahl des Ausführungsprojektes; 
·Bericb;t gemäß Sitzung ,des "Ministerkomitees" 
vom 10,. November 1970 zu den "Modifika-

Beilage 67: 

Geschäftsstück des Bundesminister,iums für 
Auswärtige Angelegenheillen, Z1. 100.30S-CO/ 
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71, vom 19. Feber 1971, betreffend Protokoll 
der Besprechung vom 18. Feber 1971 iiber das 
Raumprogrammder UNlDO. 

Beilage 68: 

Geschäftsstück ,des Bundesministeriums für 
Auswärtige Angelegenheiten, ZI. 128.079-10/71 
vom 14. April 1971, betreffend Wachstums­
prognose der UNIDO. 

Beilage 69: 

Schrerbendes Herrn Bundesministers für Aus­
wärtige Angelegenheiten an den Herrn Bun·des­
kanzler {ZI. 240'--K/70; offenbar irrtümlich als 
K 24 bezeichnet), betreffend Wahl ,des Aus7 
fUhrungsprojektes vom 10. Juli 1970. 

Beilage 70: 

Schreiben des Herrn Architekten Dipl.-Ing. 
E. M. Don a u an den Herrn Präsiden'ten 'des 
Nationa'irates vom 31. Mai 1972, Zeichen: 
Do/Pö, hetreffend Möglichkeit zur Verhand­
lung über 2\nderung Kies Projek·tes mit den 
Intern .. tionalen Behörden. 

Beilage 71: 

Schreiben des Bundesministeriums für Bauten 
und Technik vom 13. April 1970, ZI. 504.317-
1-1/1970, an Herrn Prof. Dr. Roland Ra i ne r 
betreffend 'Einh.dung als Fadlberater ,des Aus­
lobers an der Auswahl ,des Ausführungsprojek­
res mitzuwirken. 

,Beilage 72: 

Beilage 72/4: 

Geschäftsstück des Bundesministeriums für 
Bauten und Technik, Z1. 502.576-1-1/1971, be­
treffend den Bericht der österreichischen Bot­
sch .. ft in London üher eine Anfr .. ge im eng­
lischen Parlament im' Zusammenhang mit der 
EntscheiJdung über das Ausführungsprojekt 
AIO-Donaupark und einen Artikel in der 
"Sunday Times". 

Beilage 73: 

Geschäftsstück des Bundesministeriums für 
Bauten und vechnik, Z1. 500.642-1-1/1970, 
betreffend das Protokoll der 49. SitZiungdes 
Kontaktkomitees am 21. Jänner 1970. 

Beilage 74: 

Geschäftsstück des Bundesministeriums für 
Bauten UM Technik, Z1. 501.543-1-1/1970, 
betreffend ,das Protokoll der 50. Sitzung ,des 
Kontaktkömitees am 4. Feber 1970. 

Beilage 75: 

Geschäftsstück des Bundesministeriums für 
Bauten und Technik, Z1. 502.110-1-1/1970, 
betreff,end das Protokoll der 51. Sitzung ,des 
Kontaktkomitees am 18. Feber 1970. 

Beilage 76: 

Geschäftsstückdes Bundesministeriums für 
Bauten und Technik, Z1. 503.037-1-3/1970, 
betreffend das Protokol,lder 52. Sitzung des 
Kontaktkomitees am 11. März 1970. 

Begleitschreiben des Herrn Bundesministers für Beilage 77: 
Bauten und Technik vom 14. Juni 1972 zu Geschäftsstück des Bundesmini'sueriums für 
den Beilagen 7211 Ibis 72/4 und 73 his 90. Bauten und Technik, Z1. 503.776-1-1/1970, 

hetreffenddas Protokol'l der 53. Sitzung des 
Beilage 72/1: Konta~tkomj,tees am 1. April 1970. 

Geschäftsstück des Bundesministeriums für 
Bauten und Technik, Z1. 500.487-1-8/1970, be­
treffend überarbeitung der Preisträgerpro­
jekte. 

Beilage 72/2: 

Geschäftsstück des Bundesministeriums für 
Bauten ~nd Technik, Z1. A V 501.628-1-8/1970, 
Ibetreffend überarbeitung der Preisträgerpro­
jekte. 

Beilage 72/3: 

Geschäftsstück des Bundesministeriums für 
Bauten und Technik, Z1. AV 512.900-1-8/1971, 
betreffend das Protokoll der Sitzung vom 
27. Oktober 1971 (Architekt Dipl.-Ing.-M ü l­
I er - H art bur g - Einschreiten nomine 
C. Pelli). 

Beilage 78: 

Geschäftsstück des BUilidesministeriums für 
Bauten und Technik, Z1. 504.567-1-1/1970, 
ibetreffenddas ProtokdH ,der 54. Sitzung des 
KontaktkomrteeS am 15. April 1970. 

Beilage 79: 

Geschäftsstück des Bundesministel'iums für 
Bauten und Technik, Z1. 505.179-1-1/1970, 
ibetreffenddas Protokoll der 55. Si,tzung des 
Kontaktkomitees am 29. Apri11970. 

Beilage 80: 

Geschäftsstück des Bundesministeriums für 
Bauten und Technik, Z1. 505.706-1-1/1970, 
'betreffend ,da's Protokoll det56. Sitzung .des 
Kontaktkomitees am 13. Mai 1970. 
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Beilage 81: 

Geschäfts,stück des Bundesnl,inisteriums für 
Bauten und Technik, Z1. 506.029-1-1/1970, 
betreffend ,das Protokoll der 57. Sitzung des 
Kontaktkomitees am 27. Mai 1970. 

Beilage 82: 

Geschäftsstück des Bundesministeriums für 
Bauten und Technik, Z1. 506.876-1-1/1970, 
betreffend das Protokoll ,der 58. Sitzung des 
Kontaktkomitees am 10. Juni 1970. 

Beilage 83: 

Geschäftsstück des Bundesministeriums für 
Bauten und 11echnik, Z1. 507.276-1-1/1970, 
hetreffend ,das Protokoll der 59. Si,tzung des 
Kontaktkomitees am 15. Juni 1970. 

Beilage 84: 

Geschäftsstück des Bundesministeriums für 
. Bauten und Technik, Z1. 508.035-1..:1/1970, 
. betreff,enddas Protokoll der 60. Sitzung des 

Kontaktkomitees am 2. und 7. Juli 1970. 

Beilage 85: 

Geschäftsstück des Bundesminrsteriums für 
Bauten und Technik, Z1. 508.583-1-1/1970, 
betr,effend das Protokoll ,der 61. Sitzung des 
Kontaktkomi:tees am 15. Juli 1970. 

Beilage 86: 
Geschäftsstück Ides Bundesministeriums für 
Bauten und Technik, Z1. 510.937-1-1/1970, 
betreffellid das Protokoll der 62. Sitzung des 
Kontaktkomrtees am 18. September 1970. 

Beilage 87: 

Geschäftsstück ,des Bundesministeriums für 
Bauten und T'echnik, Z1. 511.420-1-1/1970, 
'betreffend das Protokoll ,der 63. Sitzung des 
Kontaktlkomitees am 30. Septernber 1970. 

Beilage 88: 

Geschäftsstück des 'Bundesministeriums für 
Bauten urud Technik, Z1. 512.109-1-1/1970, 
rbetrefferud cla's Protokoll der 64. Sitzung des 
Kontaktkomitees am 14. Oktober 1970. 

Beilage 89: 

Gesch~hsstück des Bundesministeriums für 
Bauten und Technik, Z1. 512.542-1-1/1970, 
betrefferud das Protokoll ,der 65. Sitzung des 
KOlltaktkomitees am 28. Okwber 1970. 

Beilage 90: 

Geschäftsstück des Bundesministeriums für 
Bauten und Technik, Z1. 514.027-1-1/1970, 
betreffend das Protokoll ,der 66. Sitzung ,des 
Kontaktkomitees am 2. Dezember 1970. 

Beilage 91 und 91/1: 

Begleitschreiben des BKA, Z1. 54.30'7-Pr. Ib! 
1972, vom 14. Juni 1972, mit angeschlossenem 
Schreiben ,des Exekutivdirektors der UNIDO, 
A b,de 1 - Rah man, an den Herrn Bundes­
kanzler vom 13. Juli 1970 samt Arbeitsüber­
setzung. 

Beilage 92: 
Schreiben der IAKW-AG Wien vom 14. Juni 
1972 betr,effenid Vorlage des Architekten ver­
trages mit Herrn Dipl.-Ing. S ta be r. 

Beilage 92/1: 
Rechtsgutachten des Herrn ,Univ.-Prof. Dok­
tor Walther K a st n e r überdi,e Vorlage 
des Vertrages ider IAKW-AG mit Architekten 
Dip1.-lng. S tab e r an .den parlamentarischen 
Untersuchungsausschuß. 

Beilage 92/2: 
Arch,itektenvertrag zwischen der IAKW-'AG 
und dem Architekten Dip1.-Ing. Johann 
S tab 'e r. 

Der Jury gehören an: 

a) Juroren: 

Josef Kr z i s c h, Wien 
J.iri No v 0 t n y, Prag 
Ferdinand S c h u S te r, Graz 
Anton S e d a, Wien 
Heikki Sir e n, Helsinki 

. Sir Basil S p ,e n c e, London 
Pierre Vag 0, Paris 

b) Ersatzjuroren: 

ANLAGE 3 

Henry Thomas C a d bur y - B r 0 w n, Lon­
don 
Alberto Ca m e n z i n ;d, Zür'ich 
Ernst H e ,i S5, Wien 
Helmut H e n tri c h, Düsseldorf 
Czeslaw Kot e 1 a, Warschau 
Karl Raimund . L 0 r 'e n z, Graz 
Wilhelm S c h Ö b 1, Wien . 

c) Bei der Entscheidung der Jury am 23. Septem­
ber 1969 waren anwesend: 

Pier re V a .g ö, Vor.sitzender 
Ferdinand Sc h u s t e r, Schriftführer 
Josd Kr z i sc h 
Jiri N 0 v 0- t n y 
Aruton S e,d a 
A1berto C a m e n t. i n cl 
Ernst H eis s 
Karl Raimund L 01' e n z 
Wilhelm S c h ö h I 
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ANLAGE 4 

Dem Fachberaterkollegium gehörten an: 

Prof. Dr. Rainer 
Architekt Ba kern a 

Prof. Dipl.-Ing. Dr. Eng I 
Prof. S t ü s s i 
Prof. V e de r 
Prof. Ami ras 
Prof. S c hau p p 
Dr.-Ing. Paul Wal t er 
Mr. Esmond v,an N a m e 

Minderheitsbericht 

Die unterzeichneten Mitglieder des Unter­
suchungsausschusses zur Prüfung aller Umstände 
um ,den Imcmationa:len IdeeJllWetthewerh für 
Architekten zur Planung eines Amtssitzes inter­
nationaler Organisationen und eines Kongreß­
zentrums in Wien sowie die vom Auslober ge­
troffene Entschei'dung,die Abgeordneten 
DDr. K ö n i g, Dr. B 1 e n k und Prof. Doktor 
Er mac 0 r a der Fraktion der österreichischen 
Volkspartei erstatten gemäß § 34 Abs. 10 der 
Geschäftsordnung ein abgesondertes Gutachten. 

A. 
1. Die Untersuchung der vom Auslober getrof­

fenen Entscheidung, nicht dem ersten Preis­
träger, Cesar Pell i,sondern dem vierten 
Preisträger, Johann S t a b'e r,den Planungs­
auftr,ag zu geben, stand dllrch die Setzung 
einer Frist zur Berichterstattung bis 30. Juni 
1972 für den Untersuchungs ausschuß unter 
Ze'itJdruck, d'a neben rechtlichen Fragen auch 
politische und technische Aspekte in viel­
fältiger und oft schwer dUrchschaubarer Art 
eine Rolle spielen. Verschärft wut'\dedieser 
Zeiodruck durch die "Aktenallsstellung Amts­
sitz Internationaler Organisationen und Kon­
ferenzzentrum ,in' Wien", ,da ,dort zahlreiche, 
odem UntersuchungsauSISchuß bisher unbe­
kannte Dokumente der öffentlichkeit be­
kannt gegeben wurden. Obwohl es an sich 
selbstverständlich gewesen wäre, daß die 
Regierung von sich aus dem Untersuchungs­
ausschußdiese Dokumente zur Verfügung zu 
stellen hätte, mllßte .der Untersuchungsaus­
schuß di,ese Unterlagen erst gesondert anfor­
dern. Diese haben teilweise zu Modifikationen 
mancher bis dahin erarbeiteten Ansichten ge­
führt; zumindest aber mußten sie in den 
Beratungsbereich auf.genommen werden. Der 
seit ,längerem angeforoerte Vertrag der 
IAKW-AG mit Architekt S t albe r ist über­
haupt erst zur Sitzung des Untersuchungs-

ausschusses am 23. Juni) 1972 eingetroffen. 
Es war ausgeschlossen, neben ,den einvernehm­
lich getroffenen Tatsachenf.ests1:ellungen noch 
Zeit für eine Koordinierung aller Schluß­
folgerungen aus den Unterlagen zu finden. 
Wie schon aus 'dem von allen Fraktionen ein­
vernehmlich 'besclliossenen Bericht hervor­
geht, haben die in di,esem B'er,icht g,emeinsam 
festgestellten Fakten im ganzen Unter­
suchungsprozeß eine unterschiedlich'e Bedeu­
tung. Der Untersuchungsausschuß war ,durch 
die Fristsetzung nicht in der Lage, diese 
unterschiedlichen Wertungen herauszuarbei­
ten. 

Zu unt'erscheiden waren vor allem die zwei 
Ebenen der Beurteilung: Für ,die Nichtbeauf­
tragung des ersten Preisträgers mußten 
"zwingende und triftige Gründe" vorliegen 
- hier sind auch für den Beurteilungsvor­
gang juristische überlegungen und Methoden 
notwendig. Für die Bevorzugung S tab e r s 
gegenÜ'ber den anderen Preisträgern außer 
dem ersten sind hingegen rein politische Kri­
terien ausschlaggehend uoo zu iiberprüfen. 

2. Der Bundeskanzler ha,t sich im gesamten Aus­
.wahlvorgang nie um ,diese "zwingenden und 
triftigen Gründe" gekümmert. Aus den vor­
liegenden Fakten geht kLar hervor, daß der 
erste Preisträger Architekt Pell i miß­
bräuchlich - ohne Vorliegen "zwingender 
und triftiger Gründe" - von der Auft'rags­
vergabe ausgeschlossen wurde. 

Bundeskanzler K r eis k y steuerte von An­
fang an auf eine Verw,irklichung des 
S tab er-Projektes hin, um schl~eßlich am 
18. Dezember 1970 in der "Gemi,schten Kom­
mission" zu Protokoll zugeben: "Die Vor­
beratungen haben ergeben, daß dem Projekt­
S t a her der Vorzuggegdben werden soll" 
(Beilage 7). Aktenkundige Tatsachen, die den 
Absichten des Bundeskanzlers widersprechen, 

423 der Beilagen XIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)22 von 32

www.parlament.gv.at



423 der Beilagen 23 

wurden von ihm stets verdrängt. über viele 
Fakten wurde - ,auch das ist festgestellt -
selbst das Ministerkomitee nicht oder nur 
unzureichend informiert. Unliebsame Kriti­
ker wurden ausgeschaltet. 

Als beispielsweise am 10. September 1970 das 
Gutachten der Internationalen Organisationen 
zu der Empfehlung der Fachberater eintraf 
(Beilage 17), nahmen die darin kritisierten 
Fachberater anschließ-end nochmals zu diesem 
Gutachten 'der UNIDO und IAEO Stellung 
und "lehnen mit aus ihrem Fach.gebiet 
begründeten Motiven eine detaillierte Aus­
einandersetzung ab und halten an ,ihrem Gut­
achten fest" (Beilage 46). Va n Na m e, 
der Chefplaner der UNO, wurde aber als 
einziger der Fachberater nicht zu .dieser noch­
maligen St,ellungnahme eingeladen. Er war bis 
zuletzt für Pe 11 i 'eingetreten. 

Dem M;inisterkomitee wurde weder darüber 
aktenkundig berichtet, noch erfuhr es von 
einer Stellungnahme Pell i s und seiner 
Konta~tarch-itekten zum Gutachten des Fach­
beraterkollegiums vom 13. Oktober 1970. 
Diese Stellungnahme W'Ilrde "a.uf Frist" ge­
legt (Fristen: 1. Novemher 1970, 1. Dezember 
1970 und 11. Jänner 1971), obwohl Pell i 
ber-eits am 17. September 1970 an den Bauten­
minister folgendes Ansuchen stellte: 

"Sollten sich nun auf ,der Grundlage des 
überarbeiteten Materials zwingende und trif­
tige Gründe in einer Abweichung von ,den 
Regeln des internationalen Wettbewerbes er­
geben haben, dann glauben wir, daß es fair 
und r,ichtig wäre, uns über die Natur und 
den Charakter eines solchen Grundes zu 
unterrichten; Weiters glauben wir, sollten 
Grunde vorg-ebracht werden, welche uns 
unseres Rechtes gemäß den Bedingungen des 
Wettbewerbes berauben sollten, daß uns, 
bevor irgendeine Entscheidung getroffen 
wil'\d, Gelegenheit geboten werden sollte, per­
sönlich vor Ihnen zu ersch-einen, um sinn­
gemäß zu antworten und falls notwendig jene 
Fragen, ,die gewisse Elemente des Projektes 
betreffen mögen und die einen Grund .für 
eine mögI.iche Abweisung bilden könnten, zu 
beantworten und klarzustellen. Wir hoff-en, 
daß Sie sich dieser Auffassung, die wir hiemit 
höflichst vortragen, voll anschließen und 
möchten nochmals unsere Bereitwilligkeit 
ausdrücken, nach Wien zu kommen, um mit 
Ihnen und allen anderen Behöl'\den zu einem 
Ihnen genehmen Zeitpunkt zu sprechen" 
(Beilage 32). 

Dieses Schreiben, ,das ganz deutlich an .die 
"zwingenden ,und tr,iftigen Grunde" gemahnt, 
wurde nicht erledigt oder zumindest nicht 
substantiell beantwortet. Auch das Minister-

komitee wurde von dieser Eingabe akten­
kundig nicht informiert. 

B. 
3. Wenn man sich in Erinnerung ruft, daß Sach­

argumente des anspruchsberechtigten ersten 
Preisträgers von .dem sich zur Entscheidung 
berufen fühlenden Ministerkomitee überhaupt 
nicht zur Kenntnis genommen wurd,en, wird 
klar daß Bundeskanzler K r eis k y von 
allem Anfang seines in ,dieser Angelegenheit 
aktenkundigen Auftretens auf die Annahme 
,des Projektes S tab e r zugesteuert ist und 
,dieses zum begehrten planungswürdigen Pro­
jekt gemacht hat. Im Ministerkomitee vom 
10. November 1970 hat Dr. Kr eis k y ja 
bereits recht deutlich den Vertretern der 
Internationalen Organisationen seine Vor­
liebe für S tab e r durchblicken lassen: "da 
wir ... der Meinung sin/d, 'daß ... ,das 
Projekt-S tab er. .. die optimalste Lösung 
darstellen würde" (Beilage 16). 

Um in der öffentlimkeit ,den Verdacht der 
Manipulation zu zerstreuen, mußte der 
Bundeskanzler die ursprüngliche Reihung der 
Jury, nach der S tab er nur vierter Preis­
träger war, verändern. Folglich bezieht er· 
sich auf die Reihung der Fachber,ater, die 
in Wahrheit er und Prof. Ra i ne r in der 
Ministerkomiteesitzung vom 13. Juli 1970 
(Beilage 21) vorgenommen haben und setzt 
S tab e r auf Platz 2 und den ersten Preis­
träger Pell ,i, auf Platz 4. Dr. K r eis k y 
erklärt -dann, daß es "unpsychologisch wäI'e, 
eine überholte Nominierung zu wählen, son­
dern eben die richtige". Hiebei wil'\d jedoch 
übersehen, daß beide Nominierungen nicht 
gleichwertig sind: Die eine Nominierung ist 
auf Grund einer ,den Bund selbst bindenden 
Rechtsregel der W:ettbewerhsausschrei­
bung - zustande gekommen, die andere 
Nominieru,ng ist ,- durch ,den Auslober im 
Rahmen der ihm zustehenden rechtlichen und 
politischen Befugnisse ,selbst getroffen worden. 
Die Nominierung des vierten Preisträgers, 
S t a her, zum P1anu,ngsbeaulftragten war 
offensichtlich gesteuert. Es genügt, um ,diese 
Behauptung zu beweisen, darauf aufmerksam 
zu machen; wie of,t ,umi in welcher Weise 
eine mit derart großen Kompetenzen aus­
gestattete Persönlichkeit wie ,der Bundes­
kanzler immer wieder seine persönliche Prä­
ferenz für das Projekt-S tab e r zum Aus­
druck brachte. Die Behauptung, ,der Bundes­
kanz!<er hätte keinen der Pr,eisträger persön­
lich gekannt, ist in ,diesem Zusammenhang 
irrelevant. 

Diese Steuerung wird, obwohl nach der 
Aktenlage vom Novemher 1970 noch keine 
Emscheidung über den Planungs auf trag for-
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mell getroffen wurde, beharrlich weiter ge­
führt. Das ergibt .sich aus einem mit "cessat" 
gekenniZeichneten Geschäftsstück 'des BKA, 
Zl. 68.502-Pr. 1 b/1970. Dieses Geschaftsstück 
macht deutlich, daß~ich die Modifikations­
wünsche der Internationalen Organisationen 
nie h t ,in das Projekt S tabe reinbauen 
Eeßen. S tab e r "hefi'nldet sich 'in:sofern in 
einer ·schwierigen Entscheidurigssituation, als 
er aus der Ablehnung bestimmter Modifika­
tionen den Naditeil :befürchten könnte, den 
Auftrag nicht zu ·erhalten" (Beilage 57). Es 
sei an die später noch ausführlicher behan­
delte Besprechung Bi r c k h ea cl s mit Dok­
tor Kr eis k y vom 8. September 1970 er­
innert, inder dieser Vertreter Ider UNIDO 
sagte,cLaß "ein österreichischer Architekt über­
dies KniderungsvorsclIlägeIlJ gegeniiJber aufge­
schlossen sein müßte" (Beilage 61). Die Be­
günstigung S tab e r s wird hier noch deutli­
wer: Obwohl der BunldeskanlZler aho von der 
Unvereinbarkeit des S t a her-Projektes mit 
den Knderungswünschen ,der Intern<l!tionalen 
Organisationen informiert ist und ihm davon 
Iber'ichtet wird, daß sich das Projekt der DDP 
besser für die Realisierung ,eigne, erteilt er 
Weisung, "daß ,das, Gespräch in der ,Gemi'sch­
ten Kommi·ssion' ausschließlich ·die ,in Ver­
folgung der Ergebnisse der Sitzung ,des Mini­
sterkomitees vom '10. November 1970 über­
mittelten Modifikationen zum Projekt S t a­
b er zur Basis Z'U haben hat" ([Beilage 57). 

c. 
4. Es ist außer den Aufzeichnungen interner 

Beratungen ,auf Beamtenebene nicht akten­
kuncLig, daß ,sich die "politischen Organe" 
einmal bereit gefunden hätten, bei der Beur­
teilung ,der Auftrags'erteiIung a'uf die Wett­
bewerbsbedingungen hinzuweisen und "zwin­
gende und triftige Grunde" als formales 
Kriterium in den Entschei.dungsprozeß ein­
zuführ.en.Bundeskanzler Dr. K r eis k y 
weist das erst'e Mal auf "finanzielle und andere 
Gründe" hin, ,die ausschlaggebend seien, 
Pe ll,i s Proj.ekt nicht zu übernehmen. Die 
Gründe selbst werden aber nicht weiter he­
zeichnet. In der 54. Sitzung des Kontakt­
komitees (Beilage 78) wird im Zus,ammen­
hang mit der Einladung an die Experten 
.erklärt, daß die Begriffsinhalte der zwingen­
den und triftigen Grünlde über die rein 
gesetzliche Definition hinaus selbstverstän1d­
lich auch technische, städtebauliche, wirt­
schaftliche und an'dere Aspekte umfassen. 
Dem ersten Preisträger jedoch wUl'lden weder 
diese Intetpr.etation noch ir.gendwelche kon­
kret.ezwingende und triftige Gründe bekannt­
gegeben. 

Damit' die Entscheidung, Architekt S tab e r 
den Auftrag zu erteilen, nicht als willkür­
Lich und rechtswidrig angesehen werden'soll, 
müßte die Bundesregierung den Nachweis er­
bringen,daß zwingende ulfild, trif.tige Gründe 
der Auftragsertei.lung an P ,e 11 i entgegen­
gestanden wären. Dies,er Nachweis kann auf 
Grund der vorliegenden Aktenlage nicht er­
bracht werden. Dem ersten Preisträger wurden 
in keiner Phase des Entscheidungsprozesses 
solche Gründ'e bekanntgegeben, zu' denen er 
hätte Stellung nehmen könn:en. Die Argumen­
tationen des Bundeskanlzlers sind 'in sich 
wi'derspruchsvoll. Die öffentlichkeit ist über 
.die Wett!hewerbshedingungen hinweggetäuscht 
wor.den, indem .inder Sitzung der "Gemisch­
ten Kommission" vom 18. Dezember 1970 
- das Protokoll lag auch 'in der UNO-City­
Ausstel'lung auf (Beilage 7) - !die von der 
Jury vorgenommene Reihung (BeHage 12) 
ohne jeden Vorhehalt auf gleiche Stufe mit der 
im Ministerkomitee vom 13. Juli 1970 be­
schlossenen Reihung (Beilage 21) gestellt 
wurde. Dem 1. Preisträger, aber auch allen 
anderen p.revsträgern außer S tab e r, wur­
den ab dem Augenblick, wo Bundeskanzler 
Kr·e i sk y am 13. Juli 1970 sofo1'>t und ohne 
Umschweife seine Präferenz für 'das Projekt 
S t a her bekundet hatte, in keiner Phase 
des folgenden Entsche.idungsproz.esses 'eine 
Chance zur Verbesserung und Modifikation 
ihrer Projekte gegeben. 

5. In dem ganzen hi'er aufgezeigten Entschei­
.dungsproz,eß wurden die zwingenden und 
triftigen Gründe, ,die zur Ausschaltung des 
ersten Preisträgers g,eführt haben, nicht e,in 
einziges Mal schlüssig unter Beweis gestellt. 
Zu beachten s.indzwei Aspekte: 

a) die Gründe, die zur Wertung der über­
arbeiteten Proj'e'kte durch ,das Fach­
beraterkollegium geführt ha..hen, 

b) ,die Frage ,der Kosten und der Wirt­
schaftlichkeit, von ,denen Bundeskanzler 
Kr.eisky in ,der Sitzung am 18. De­
zember 1970 ,die ent;scheidenden Schlüsse 
gezogen hat. 

6. Was die Kostenfrage angeht, so wird di·ese 
in den einzelnen Gutachten nur am Rande 
erwähnt. Sie wurde hingegen von Bundes­
kanzler K r eis k y als ein ger:adezu ent­
scheidendes Merkmal der Entscheidung ange­
sehen. Bundeskanzler K re i s k y beziff·erte 
,die Kosten mit 3'5 MilliaI1den Schilling. Hin­
sichtlich der ,ersten Baustufe gab er die Kosten 
·des Projektes Pe lli mit 2'35 Milliarden 
Schilling, die S tab 'e r s mit 175 Milliar,den 
Schilling an. Ein Einwand Bürgermeister 
Sl'a v i k s, daß ;die' bei'den Lntel'nationalen 
Organisationen diese Kosten selbst hestritten 
hatcen, wurde von ,den V;ertretern diesel' 
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Organisationen übrigens bestäJtigt. Der Bun­
deskanzler jedoch hat ,dies·es Argument nicht 
berücksichtigt. Das heißt also, daß jenes 
Kostenargument, da,s vom Bundeskanzler in 
diesem Stadium des Entsche1dungsproz-ess,es 
vorgetragen wunde, nicht sachlich und triftig 
sein konnte, weil es - um ,das deuüich aus-
zusprechen - falsch war. ' 

Die im Ver!.auf des Entschei,dungsprozesses 
bekanntgewordenen Kosten des S tab e r­
Projektes liefern den Bewei,s für die Richtig­
keitdieser These: 

Bei der Pressekonferenz anläßlich der 
Gründung der IAKW-AG gab Architekt 
:S tabe r an, daß die Gesamtbaukosten 
sich auf etwa 2·5 MiUiarden Schilling be­
laufen werden ("Wiener Zeitung" vom 
5. Mai 1971). 
Demgegenüber schätzten die Bau- und 
Finanzleute im Wiener Rathaus den 
Gesamtaufwand auf 3 Milli,al'den Schilling 
("AZ" vom 4. Mai 1971). Bürgermeister 
S 1 a v i k meinte, daß rund 3·5 Milliarden 
Schilling notwendig sein werden, davon 
1'5 Milliarden Schilling für die ,erste Bau-
stufe ("Presse" vom 5. Mai 1971). . 
In der Regierungsvorlage 194 der Bei­
lagen (IAKW-Finanzierungsges·etz) vom 
9. Feber 1972 werden aber die voraussicht­
lichen Kos,ten für dre erste Baustufe be­
reits auf 3'5 Milliiarden Schilling, zuzügLich 
Kostender Verwaltung und Zinsendiensie 
auf 4'2 Milliarden Schilling geschätzt. 

Die bis heute bekannt geworden:en tatsäch­
lichen Planungskosten des Projektes S tabe r 
überschreiten also um ein Vielfaches die 
Pe 11 i zugemessenen Kosten. Daraus erg,ibt 
sich, daß das Kostenargument nicht zwingen1d 
und triftig gewesen sein konnte, um das 
Projekt S t a h er dem Pe 11 i-Entwurf vor­
zuziehen. Das Kost,enargument ist damit ad 
absurdum geführt. 

7. Das vom Bundeskanzler gern gebrauchte 
Kostenargument stützt sich auf die Expertise 

i' • 
von Dr.-Ing. Paul' Wal te r, eIDern der 
neun Fachberater. Sein Wirtschafüichkeits­
gutachten wUl'de aber besonders von den 
Internationalen Organisationen und dem 
1. Preisträger weg,en ,der zahlreichen und im 
einzelnen nachgewiesenen Irrtümer als Ent­
scheidungsgrundlage für die Plariungsver~abe 
abgelehnt (siehe Beilagen 17 und 45). Die 
Gutachtertätigkeit ·des aus der BRD stammen­
;den DrAng. Wal t er, der seine Stellung­
nahme selbst nur als "rough ,estimation" 
(grobe Schätzung) verstanden w~ssen wollte, 
war schon von Anfang an umstritten. So 
wurde in der 53. Sitzung des Kontakt­
komitees vom 1. April 1970 schriftlich fest­
gehalten: "Das Kontaktkomitee kommt Zu 

der Ansicht, daß .für das Fachgebiet ,Wirt­
schaftlichkeit' möglicherweise keine ausländi­
schen Fachleute herangezogen werden sollten, 
da diese mit den österreichischen Verhält­
nissen nicht vertraut seien" (Beilage 77). 

In der 54. Sitzung des Kontaktkomitees vom 
15. April 1970 ist aber von einem öster­
~eichischen Experten n~cht mehr die Rede, 
sondern es heißt trotz der geg,enüber W al­
te r geäußerten B'edenk.en: "Bezüglichdes 
Fachgebietes ,Wirtschaftlichkeit' findet am 
16. April 1970 um 11 Uhr ein Gespräch mit 
Ingenieurbera..tung Dr.-Ing. Wal t e raus 
Essen,BRD, statt" (Beil'ag,e 78). 

Und .in der ,darauffolgenden 55. Sitzung des 
Kontaktkomitees vom 29. April 1970 wird 
nur noch schlicht ,im Posteinlauf die schrift­
liche Zusag!e von Dr.-Ing. W a'l t IC r vom 
22. April 1970 vermerkt (Beilage 79). 

8. Das Gutachten Wal t er s stieß aUlf heftige 
Kritik des ersten Preisträgers Pell i, was 
nicht verwundert {Beilage 45). Aber auch .die 
Stellungnahme der Internationalen Organisa­
tionen vom 10. September 1970 war ver­
nichtend: "Man gelangt zur Schlußfolgerung, 
-daß die Ergebnisse dieses Gutachtens hinsicht­
lich der Kostenfrage weg,en der zahlreichen 
Irrtümer unberücksichtigt bleiben müssen" 
(Beihge 17). 

Und auch im Kontaktkomitee legte sich die 
Begeisterung über Wal te r schließlich. 
Schon am 15. Juli 1970 vermerkte das Proto­
koll der 61. Sitzung: "Das Kontaktkomitee 
hält e's für notwendig, ,auf Grund des Gut­
achtens für ,Wirtschaftlichkeit' die Kosten ,der 
,ersten Baustufe für aUe vier Projekte zu 
ermitteLn" (Beilage 85). 

Am 14. Ok.tober wird inder 64. Sitzung 
festgestellt: "Die Kontaktkomiteemitglieder 
sind der ,einvernehmlichen Auffassung, daß 
für den nächsten Bericht ,des Bautenministers 
an das Ministerkomitee eine hinreichend 
genaue ,KCistenschätzung aUer vier Projekte 
,für die erste Baustufe IlJOtwenldig sein wird" 
(Beilage 88). 

Am 28. Oktober 1970 heißt es im Protokoll 
der 65. Sitzung: "Die Bundesgebäudeverwal­
tung I Wien soll ferner zu einem mögLichst 
.frühen Zeitpunkt nunmehr zu einer genaue­
ren, projektbezogenen Kostenschätzung kom­
men, die seLbstverständlich genauer sein wird 
als alle bisher nur auf der Basis von Kosten­
'relationen mögtich.en Schänzungen. Dabei ist 
von :dem überai1beiteten Projekt auszugehen" 
(Beilage 89). 

9. Wiederholt wurde ,das Kostenargument damit 
begründet, ,daß die Fundamente für einen 
Hochhausbau in der Donaunähe besonders 

423 der Beilagen XIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 25 von 32

www.parlament.gv.at



26 423 der Beilagen 

kostspielig sein würden. Mini~tel"ialrat Doktor 
Zirn me 1 hat bei der Zeugeneinvernahme 
(Protokoll der 5. SitzullIg, Seite 201) am 
3. Juni 1971 angegeben, "daß Wal t e r beim 
Pell i-Gutachten Fundamente in größerem 
Umfang ,dazu gerechnet hat." 

Professor V e d ,e raus Graz war der Experte 
des Fachberaterkolleg.iums für "Grundbau" 
und hatte Fundamentierung und Tragfähig­
keit des Bodens zu prüfen. 

In der 56. Sitzung des Kontaktkomitees vom 
13. Mai 1970 wurde im Protokoll festge­
halten: "Eine fernmündliche Anfrage bei 
Prof. V e der, ,dem Fachber.ater für ,Grund­
bau', ob er für sein Gutachten die Resultate 
,einer Tiefenbohrung auf dem Areal benötigt, 
hat ergeben, daß dies 'einerseits aus zeitlichen 
Gründen nicht möglich ist, andererseits für 
seine Beurteilung nicht entscheidend sei. Die 
benachbarten Bohrungen der Stadt Wien 
haben ergeben, daß die Tegelsch,ichte so mäch­
tig sei, ·daß alle auftretenden Spannungen 
innerhalb dieser Schichte abgefangen werden 
können" (Beilage 80). 

Allerdings mußte bekannt sein, daß sich schon 
bei den Fundierungsarbeiten für den Wiener 
Donauturm große Probleme mit der Boden­
verankerung ergeben hatten. . 

Ministerialrat Dr. Zirn me I, der Vor­
sitzende des Kontaktkomitees, gab zu diese~ 
Frage laut Protokoll des Ministerkomitees 
vom 13. Juli 1970 folgende Erklärung ab: 
"Als Bauingenieur ha.be ich mich insbesondere 
mit den Problemen der Fundierung befaßt. 
Es [st dabei dar:auf hinzuweisen, daß die Er­
l"ichtung ,eines Hochhauses, je nachdem, o~ 
es auf Felsgrund oder auf' dem uns vorge­
gegebenen Grund stehen soll, ganz verschie­
dene Aufgahen stellt. Der Gutachter hat auf 
diesen Umstand und auf das damit ver­
bundene Baurisiko ja auch hingewiesen. Es 
gibt für das Donauparkgebiet die bekannten 
Bohr- und Wasserauspressungen sowie die 
Hauptwindrichtung, (He stets auf den Ge­
bäuden lastet. Ich habe mich über diese Frage 
längere Zeit mit den Herren Professoren 
S t ü s s ri und V e <cl er beraten und es ist 
dabei klar herausgekommen, daß hier ein 
gewisses Risiko eingegangen wird, da der­
selbe EfFekt eintreten könnte, der die Nei­
gung des schiefen Turms zu :pisa hervorruft" 
~Beilage 21). 

Auch ,das Gutacht,en der Internationalen 
Organisationen vom 10. September 1970 ging 
auff diese Frage ein und stellte fest: "Wir 
betrachten eine vorläufige Bodenunter­
suchung als unumgänglich notwendig und sind 
,der Meinung, ,daß ,die :R!esultate, die aus 
einigen wenigen Bohrlöchern erhältlich sind, 

nicht genug' Informationen geben, um die 
Konstruktion ausreichend beurteilen zu kön­
nen. Herr V e der. gibt selbst zu, daß die 
erhaltene Information nur sehr allgemein war 
und auf seichten Bohrlöchern basiert. Es kann 
,daher nur eine sehr allgemeine Meinung über 
die Tragwerke von ihm abgegeben werden. 
Er 'stellt richtigerwei!>e fest, daß ungleiche 
Setzungen vorkommen können und sorg­
fältig ausgeführte Bodenuntersuchungen not­
wendig wären" (Beilage 17). 

Umso mehr fahrlässig, ja geradezu grob fahr­
lässig mutet es an, daß trotz der bekannten 
Fundamentierungs'schwierigkeiten auf dem 
Baugelände keine .gesonderen Probebohrungen 
angestellt wurden, um die Tragfähigkeit des 
Bodens für alle vier Projekte zu überprüfen. 
Der öVP-Abgeordnete Fritz Ha h n brachte 
in der Sitzung ,des Nationalrates vom 14. Jun.i 
1972 eine mündliche Anfrage zu diesem Pro-

. blem ein. Er fragte: 

"Wurde die Bun·desregierung als Vertreter 
des 65-Prozent-Anteils an der IAKW-AG 
davon in Kenntnis gesettzt, daß Zur Durchfüh­
rung des Projektes von Herrn Architekt S t a­
b e r auf Grund zu spät erfdlogter aus<fuhrlicher 
Bodenuntersuchungen die ursprünglichen 
Tragfähigkeicsannahmen jetzt nicht mehr zu­
treffen, sondern der tatsächlich tragfähige 
Grund erst in einer Tiefe von ungefähr 
75 Meter gegeben ist. Können Sie angeben, 
welche &ehr bedeutenden Mehrkosten - in 
die Hunderte Miillionen, manche Fachleute 
sprechen von einer Milliarde Schilling - ,ein­
treten und ob das seinerzeitige Wirtschaft­
lichkeitsgunachten unter diesen Voraussetzun­
gen jetzt überhaupt noch Güllligk,eit hat?" 
Der Bundeskanzler gab darauf keine Antwort, 
schob die Verantwortung auf die Beamten 
ab und berief sich auf die Gutachten der 
Experten des Fachberaterkollegiums, Prof. 
'S t ü s s i, Zürich (Baukonstruktionen und 
Tragwerke) und Prof. V:e der, Graz 
(Grundbau), von -denen (siehe oben) jetzt 
bekannt ist, daß ihnen keine ,entsprechenden 
Tiefbohrungsergebnisse zur Verfügung stan­
den. 

Das Projekt S tab e r. wird - wenn über­
haupt - nur mit unverantwortlich hohem 
Kostenaufwan9 verwürklicht werden können. 

10. Der Mangel an "zwingenden und triftigen 
Gründen", um dem ersten· Preisträger den 
Planungsauftrag nicht zu erteilen, wird da­
durch einmchtig, daß die Jury zunächst alle 
preisgekrönten Projekte ohne Verbesserungen 
für nicht ,durchführungswürdig ansah. Um in 

. einem iSolchen Falle das erste preisgekrönte 
Objekt auszuschlagen, wäl"e aber 'eine gründ­
liche und sachLiche Prüfung gerade dieses 
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Projektes Voraussetzung gewesen. Grundlage 
dieser Prüfung müßte ,die Gegenüberstellung 
der Fachgutachten, die zu der verhängnisvol­
len "Zweitreihung" führten, mit dem Gut­
achten der Internationalen Organisationen 
sein, 'die als Kritik zu den Fachgutachten vor­
gelegt worden sind. Diese wurden aktenkun­
dig nie überzeugend widerlegt, es wurde gegen 
sie nur polemisiert (siehe zu B. 8.5 Punkt 3 
des gemeinsamen Berichtes). 

Schon am 15. Juni 1970 stellte Ministerialrat 
W a i z in der 59. Sitzung des Kontakt­
komitees laut Protokoll fest, daß "er keines­
falls zustimmen könne,daß da~ Ergebnis der 
Gutachterprüfung einseitig ,umfunktioniert' 
werde" (Beilage 83). 

D. 

11. Da also keine ;;zwingenden und triftigen 
Gründe" vorlagen, dem ersten Preisträger 
Pelliden Auftrag nicht zu ,erteilen, wurde 
S tab er gegenüber dem Wettbewerbs­
gewinner eindeutig begünstigt. 

Die Frage aber, wenn schon nicht Pell i, 
w,arum auch den ander·en Preisträgern (BDP 
und No w 0 t n y - Mäh n e r t) der Auftrag 
nicht erteilt wurde, führt zur zweiten Unter­
suchungsebene~ Hier spielen allerdings die in 
der Wettbewerbsausschreibung festgelegten 
"zwingenden un·d triftigen Gründe" keine 
Rolle mehr. Eine ausschließlich poliüsche Ent­
scheidung war nach den Kriterien einer ord­
nungsgemäßen und korrekten Verwaltung, 
nach WirtschaftHchkeit, Sparsamkeit und 
Sachlichkeit hin zu untersuchen. In diesem 
Zusammenhang ist es notwendig, ·daran zu 
erinnern, daß das Fachberaterkollegium 
keine Umreihung der Juryentscheidung vorzu­
nehmen hatte, sondern nur den Auftrag er­
hielt, dem Auslobergemeinsam ein Projekt 
zur Ausführung zu empfehlen. Im Protokoll 
der 52. Sitzung des Kontaktkomitees vom 
11. März 1970 heißt es wörtlich, daß "der 
Bundesvorschlag ein internationales Fach­
beraterkollegium vorsieht, ,dasdem Auslober 
nachgutächtlich-strengster Prüfung der vier 
Projekte nach allen Prüfungskriterien der ver­
langten über,arbeitungen eines zur Ausfüh­
rung empfiehlt, d. h. daß die Experten aller 
Fachsparten, auf ,die es bei der Beurteilung 
der Projekte insgesamt ankommt, sich auf 
Grund der Ergebnisse ihrer speziellen Prü­
fungen aller vier Projekte und, wie vorgese­
hen, nach Erläuterungen eines jeden Projektes 
durch seinen V erfasser, schließlich in einer 
Schlußsitzung gemeinsam auf .die Empfehlung 
eines alles in allem ,besten' Vorschlages 
einigen müssen" (Beilage 76). 

12. In der Sitzung der Fachberater vom 16., 
17. Juni und 6. Juli 1970 wurden diese 
Fachgutachten zu einem einzigen zusammen­
gefaßt (Beilage 3). In diesem Gutachten wurde 
festgehalten, daß die Experten mit 8 : 1 Stim­
men zur Auff~sung gekommen seien, "das 
britische Projekt BDP für die Ausführung 
zu empfehlen". Der niederlän,dische Fach­
berater Van Na m e macht darauf aufmerk­
sam,' daß er "hinsichtlich der betrieblichen 
Eignung nicht der Meinung sei, daß ,das 
Projekt BDP am günstigsten zu beurteilen 
ist" (Beilage 3). Im Bericht Ra i n e r s 
wird festgestellt, daß das britische Projekt 
das billigste sei. "Auch aus Gründen der Wirt­
schaftlichkeit ist also ;die überlegenheit ,des 
Projektes BDP als erwiesen anzusehen" (Bei­
lage4). Im Ergebnisprotokoll der 60. Sitzung 
des Kontaktkomitees vom 6. und 7. Juli 1970 
wird wörtlich festgehalten: "Mit ·dieser seiner 
letzten Beratung ü'ber die Wahl des Aus­
führungsprojektes legt das Kontaktkom<itee 
seine Auffassung einstimmig fest: ,Dem 
Herrn Bundesri1inister für Bauten und Tech­
nik wird für seinen Bericht an das Mini-ster­
komitee empfohlen, das Projekt der 
»Building Design Partnership« als das für die 
Ausführung am besten geeignete vorzu­
schlagen' " (Beilage 84). 

13: Die Internationalen Organisationen lehnten 
damals aber das britische Projekt ab. In einem 
Schreiben des Außenministers an den Bundes­
kanzler (ZI. 240/K/70) wird diesem dargelegt, 
daß die Vertreter der UNIDO und IAEO 
"in einem sehr eindringlichen und ernsten 
Ton darauf verwei,sen, daß das Projekt, das 
von der Empfehlung der Fachberater mit 
8 : 1 als das beste für den Amtssitz erwählt 
worden sei, für sie unakzeptabel sei" (Bei­
lage (9). 

Das Ministerkomitee wu[\de aber vom Bun­
deskanzler zunächst w e der von der scharfen 
Ablehnung des britischen Entwurfes n 0 c h 
von der schroffen Zurückweisung des S t a­
be r-Projektes durch die Internationalen 
Organisationen aktenkundig informiert. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß sich 
der Bundeskanzler im Zweifelsfall um die 
Widerstände der. Internationalen Organisa­
tionen ebensowenig gekümmert hätte, wie 
er und ,die anderen Verantwortlichen 'Sich um 
die Befürwortung des Pe 11 i-Projektes durch 
,die Internationalen OrganisatiOnen gekÜm­
mert hatten. 

14. Architekt S t.a b e r aber wandte sich am 
22. und 23. August 1970 brieflich an den 
Bundeskanzler und Ministerialrat Doktor 
Zirn m e 1 sowie an die Herren B ire k­
h e a d, E k I und, A b dei - Rah man 
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und Ha 11' als Vertreter der Internationalen 
Organisationen. In einer Information an den 
Bundeskanzler vom 11. September 1970 wer­
den aUe diese Schreiben analysiert und eine 
Stellungnahme zu den Expenengunachtendes 
Facbberaterkollegiums abgeg<eben. Auffällig 
ist, daß diese Information ,das S tab e r­
Projekt ganz eindeutig bevorzugt (Beilage 62). 

Vor allem der Kontakt mit Bi r c k he a d 
hat sich' für S tab e r günstig ausgewirkt. 
Es kommt nämlich schon am 8. September 
1970 zu einem Gespräch zwischen B ire k­
he a d und Kr eis k y. Bi r c k h e a d, in 
der UNIDO für Verwaltungsfragen zuständig, 
schlägt dem Bundeskanzler die Einsetzung 
eines Komitees (bestehend aus den zuständi­
gen österreichischen Behörden und den 
Internationalen Organisationen - die spätere 
"Gemischte Kommission" - vor). Dieses 
Komitee hätte ,die Aufgabe, "to get rid oE 
the commitee of n~ne" (die Entscheidung des 
Fachberaterkollegiums 10szuwet1deh) sowie "to 
get fid of the competition" (die Wett­
bewerbsfnag,e loszuwer.den). 

B ire k h e a d kommt dem Kanzler noch 
weiter entgegen u~d wird deutlich: "Da Pro­
jekt vier (S tab e r, Anmerkung) sich für 
Änderungen am meistenei,gne und ein öster­
reichiseher Archit'ektüberdies Änderungsvor­
schlägen gegenüber aufgeschlossen sein müßte, 
wäre zu 'erwarten, ,daß sich ,das Komitee für 
'das vierte Projekt ausspricht." Mr.B 1 r c k­
he a d brachte,,<seine persönliche Meinung 
zum Ausdruck, daß ,das Projekt vier so ge­
baut werden könnte, <daß es Elemente ,aller 
anderen Projekte in sich vereine." Der Bun­
deskanzler versprach, die zuständigen Mini­
ster bzw.Funktionäre der Stadt Wien ehest­
möglich mch dem 10. Sep~emher zu einer 
Unterredung einzuladen (Beilage 61). 

Am 18. September 1970 wmde im Protokoll 
der 62. Sitzung des Kontaktkomitees ver­
merkt: Lös ehe rund Bau er berichten 
über Gespräche des Direktors B ire ,k h e a ,d 
von der UNIDO mit Bundeskanzler Doktor 
Kr eis k y, ,die möglicherwei<se noch im 
Gang der weiteren EntJschei,dungsfindung von 
Bedeutung sein könnten." (Im Original hieß 
,es noch <deutlicher: "d~e möglicherweise noch 
ihren Niederschlag in <einer MO.difikation der 
,Stellungnahme' der Internationalen Organisa­
tionen finden könnten." D1ese Formulierung 
wurden allerdings durchgestrichen; -Beilage 86.) 
Die Kontakte S tab e r - B i r k h e a d -
K r eis k y waren also erfolgreich. Es ver­
wundert daher nicht, daß Architekt S tab e ,r 
am 4. Oktober 1970 ,d~m Bundeskanzler 
schrieb: "... 'darf mich bei Ihnen, sehr ge­
ehrter Herr Bundeskanzler, für die so ent-

scheidende Unterstützung meines Projektes 
aufrichtig bedanken" (Beilage 59). 

E. 
15. Die Grün<de, Wiarumes letztlich Zu einem 

so defekten Entscheidungsvorgang gekommen 
ist, müßten in den Antworten auf die Fragen 
zu finden sein, die im Untersuchungsausschuß 
aber weitgehend unbeantwortet geblieben 
sind. Nämlich: 

a) Warum wurde die Stellungnahme der 
bdden UNO-Organisationen, die vor­
her nur zwei Gutachtern (Dr. Wal t ,e r 
und Prof. Ami ras) zur Kenntnis ge­
bracht wurde, im Ministerkomitee vom 
13. Juli 1970 kaum beachtet? 

b) Weshalb bezog sich der Bundeskanzler 
in seinen Fragen fast nur auf das Pro­
jekt S tab e r? 

c) Weshalb wurde dem Ministerkomitee 
nicht klar die durch die Verleihung des 
1. Preises im internationalen Wett­
bewerb entstandene Rechtslage darge­
legt, obwohl Architekt Pell i seinen 
Rechtsanspruch bereits mehrfach brü..ef­
lich unterstridlen hatte? 

d)Welch'en Hintergrund hat die vom Abg. 
Z ei 11 i n ge r (31. Sitzung ,des 
NationalralJes, 14. Jänner 1971, Steno­
graphisches Protokoll Seite 2566) zitierte 
Ä<ußerung des Bun1deskanzlers, die dieser 
im Rechnungshofausschuß machte: 
"Wenn ,das Fachgutachten nicht so aus­
fällt, wie es d,ie sozialistisch'e R<egierung 
will, dann wird selbstverständltich die 
Entscheidung gegen die Fachleute fal­
len."? 

e) Weshalb schlägt Bundeskanzler Kr e i s­
k y im Ministerkomitee vom 10. No­
vember 1970 nur noch die Verwirkli­
chung des Projektes S tab e I' vor? 

f) Warum unterscheidet Bundeskanzler 
K r eis k y nicht zwischen der ur­
spl'ÜngIimen Juryentscheidung im inter­
nationalen Ideenwettbewerb und der 
"gemeinsamen Empfehlung der Fach­
berater", die sich gar nicht auf S t a­
b e r, sondern lediglich auf das britische 
Projekt bezog? . 

g) Warum bringt Dr .. Kr eis k y in die-' 
seI' Sitzung neuerlich das Kostenargu­
ment gegen ,den ersten Preisträger vor, 
obwohl <dieses von mehreren Seiten 

. ma~siv als sehr fragwürdig hingestellt 
wurde? 

h) Warum .gab man nicht auch den anderen, 
insbesondere aber dem ersten Preis-
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träger ,die Möglichkeit, ihre Projekue 
,den Wünschen der Internationalen 
Organisationen anzupassen, zumal deren 
Vertre~er sich auch am 10. November 
1970 noch zum Projekt Pell i he­
kannten, zugleich aber ihrer B·ereitschaft 
Ausdruck gaben, jedes andere Projekt 
akzeptieren zuwoHen? 

i) Was meint ,der BundeskanzLer -damit, 
wenn er auf den Vorwurf, daß mög­
licherwei~e der Einwand kommen 
werde, man hätte den ander-en .drei 
Projektanten dieselbe Möglichkeit wie 
S tabe r geben sollen, ,in der Minister­
komiteesitzung vom 10. November 
1970 antwortet: "Aber das ist ja .ge­
schehen" (wann und wie)? 

j) W,ie erklärt sich -dann der offenkundige 
Widerspruch zwischen .dj,eser Kanzler­
äußerung und dem Brief des Architek­
ten Don a u (Kontaktarchitekt von 
BDP) vom 31. Mai 1972, in Idemdi'eser 
dem Untersuchungsausschuß mitteilt, 
"daß uns zu unserem .großen Bedauern 
keine Möglichkeit .gegeben wurde .. , 
Abänderungen unseres Projektes mit 
.den InternationaLen Organisationen for­
mell zu verhandeln. In unseren früheren 
Besprechung-en mit den Or,ganisaticinen 
im August 1970 sinddieseni.cht bereit 
gewesen, über Abänderungen zu diJsku­
üeren. Bei späteren informellen Kon­
takten mit diesen wax;en wir jedoch 
.der Meinung, daß sie glücklich wären, 
mit uns Abänderungen zu besprechen, 
sich aber ohne Erlaubnis der öster­
reichischen ·R,egierung ,daran gehindert 
glauben" (Beilage 70). 

k) Weshalb wuro-en keine Ko&tenschätzun­
g,en vorgeLegt, die .sich aus der An­
nahme der Modifikationswünsche der 
beid,en Internationalen Organisationen 
zum S tab er-Projekt ergeben haben? 

1) Weshalb wurde Architekt J ohann 
Stab er als einziger Wettbewerbsteil~ 
nehmer vom ,Bundeskanzleramt einge­
laden, zu -den Modifikationswünschen 
.der Organisationen !Stellung zu neh­
men? 
Im Protokoll -der 66. Sitzung des 
Kontaktkomitees vom 2. Dezember 
1970 heißt es: "Architekt S tab e r hat 
nach einem mehrstündigen Gespräch, 
heidem auch Vertr,eter .der Inter­
nationalen Organisationen anwesend 
waren, erklärt, daß er keine beronderen 
Schwi'erigkeiten sehe, die Forderungen 
zu erfüllen" (Beilage 51). 

m) Warum wurde der darauffolgende B-e­
richt d,es Kontaktkomitees vom 9. De­
zember 1970 überhaupt nicht mehr be­
achtet, der Idie AusW1irkungen -der Modi­
fikationswünsche der Internationalen 
Organisavionen auf ,das S tab e r-Pro­
jekt wie folgt besch1'lieb: Das Kontakt­
komitee sieht ",die Unvereinbarkeit ge­
wisser Forderungen der Organisationen 
mit der Projektsidee S tabe r s 
gera,de die spezifischesten Vorzüge des 
S tab e r'schen Projektslentwurfes (wür­
den) verlorengehen .. , ,dieses .... sehr 
empfindliche Projekt (würde) so. ver­
w~ssert, daß es letzten Endes nicht mehr 
als eine R:eal,isierung der ursprüngl,ichen 
Projektsi,dee präsentiert wel"den könnte 
. " Dem Wunsch Ider Orga:nisationen 
. " käme indessenda's ProjektBDP ... 
eher nahe Im Rahmen der 
St a b e r'schen Projektsidee (können) 
die Modifikationswünsche der beiden 
Organisationen ins österreichische Ge­
samtkonz-ept harmonisch nicht einge­
fügt werden ... " (Beilage 19)? 

n) Weshalb erhielt S t ,a b e r schon am 
18. Dezember 1970 mit "Handschlag" 
vom BundeskanzIer den Auftrag, wäh­
rend der Vertrag S tab e r - IAKW­
AG doch erst am 15. Juli 1971 abge­
schlossen wurde, die offizielle und recht­
lich verbindliche Entscheidung über die 
Projektvergabe aber gar erst am 21. Sep­
tember 1971 im Ministerrat fiel? 

0) Weshalb wurde vor der Auftrags­
erteilung nicht die Rechtslage geprüft und 
dem Ministerkomitee dazu berichtet? 

p) Warum ist -das inzwischen aus freien 
Stücken der Architekten überarbeitete 
britische Projekt, das ebenfalls den 
ModifikatioIllswünschen . ,der beiden 
Internationalen Organisationen entspro­
chen hat, in der Sitzung der "Gemisch­
ten Kommission" vom 18. Dezember 
1970 nicht einmal erwähnt, geschweige 
denn behandelt worden? 

16. AUe ,diese Fragen können weder mit dem 
vorgelegten Aktenmaterial noch mit den 
Zeugenaussagen in rational nachprüfbarer 
Weise beantwortet werden. Ihre Unbeant­
wortbarkeit liegt' in der Person ·des Bundes­
kanzlers. Denn aus -den Protokollen des 
Ministerkomitees, aus dem Binsichtsverkehr 
der Geschäftsstücke der in der Sache betrof­
fenen Ministerien und aus idem Inhalt einer 
Reihe von Geschäftsstücken wird deutlich, 
daß .der gesamte Entscheiduiligsprozeß fak­
tisch ausschließlich auf den Bundeskanzler ,ab­
gestellt war (siehe vor allem ,die Sitzung ,des 

423 der Beilagen XIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 29 von 32

www.parlament.gv.at



30 423 der Beilagen 

Ministerkomitees vom 13. Juli 1970, Bei­
lage 21, die Aussprache Bundeskanzler 
Kreisky - Birckhead, Beilage 61, siehe 
ferner das Protokoll über die Sitzung der 
"Gemischten Kommission" vom 18. Dezem­
ber 1970, Beilage 7, siehe ferner den mit 
"cessat" erledigten Akt BKA, 21. 68.502-
Pr. 1 b/70, Beilage 57). Bundeskanzler 
K r eis k y war im eigentlichen Entschei­
dung~prozeß über die Bauvergabe der einzige 
echte Gesprächspartner auf der Seite des Bun­
des. Und diese Schlüsselperson hat im ganzen 
Verfahren keine Gründe ins Treffen geführt, 
die in sich schlüssig, nachprüfbar und für die 
Entscheidung über den Planungsauftrag 
zwingend und triftig gewesen wären, den 
Milliardenauft~ag nicht entsprechend den 
Wettbewerbs bedingungen zu vergeben. Alle 
aktenkundig vorgebrachten Gründe, obwohl 
ihnen von am Entscheidungsprozeß unmittel­
bar beteiligten Vertretern der Ministerien 
nicht widersprochen wurde, konnten bzw. 
können widerlegt werden. 

F. 
17. Es lassen sich auf Grund ,der Untersuchung 

folgende Feststellungen machen, <die den ge­
samten Entscheidungsvorgang ab dem 13. Juli 
1970 betreffen: 

a) auf den gesamten Entschei<dungsvor­
gang bis zur Vergabe des Planungsauf­
trages an den Viierten Pre~sträger sind 
die Wettbewerbsbedingungen anzuwen­
den; sie sind durch den Abschluß des 
Juryverfahrens nicht unanwendbar ge­
worden; 

b) es fehlen zwingende ,und, triftige 
Gründe, die es rechtfertigen würden, 
das Gegenguta;nten ,der In'ternationalen 
Organisallionen vom 11. Juni 1970 und 
vom 10. September 1970 unbeachtet zu 
lassen oder doch zuritindest ~n den Ent­
scheidungsgremien nicht zu beachten; 

c) es fehlen zw,ingende und triftige 
Gründe dafür, daß im Ministerkomitee 
eine neuerliche Reihung ·der Preisträger 
provoziert und auch tatsächlich vorge­
nommen wurde, auf die sich der Bun­
deskanzler K re i s k y schließlich als 
die "richtige Reihung" am 10. Novem­
ber 1970 auch berufen hat; 

d) es fehlen zwing,ende 'und triftige 
Gründe dafür" daß Bundeskanzler 
K re is k y bei der ersten Sitzung des 
Ministerkomitees am 13. Juli 1970 be­
rechtigt gewesen wäre, mit "Suggesruv­
fragen" die Fachberater ,auf das 
.s tab er-Projekt festzulegen, womit 'er 

offen zuerkennen gab, daß ihn nur 
das Projekt S tab e r interessierte; 

e) es fehlen die zwingend~n und triftigen 
Gründe, die die Regierung veranlassen 
hätten können, Argumenten des ersten 
Preisträgers nach ,der überarbeitung ·der 
Projekte im Verfahren vor .dem Mini­
sterkomit,ee kein Gehör zu schenken, 
ihm die Möglichkeit einer effektiVien 
Stellungnahme vorzuenthalren und ihm 
auf seine Eingabe keine sachgerechten 
Auskünfte zu erteilen; 

f) es fehlen zwingende und triftige 
Gründe dafür, warum sich ,der Bundes­
kanzler nicht auch über andere Projekte 
als das Projekt S tab e r aktenkundig 
informieren, Ließ; 

g) ,es fehlen zwingende und triftige 
Gründe dafür, ,die Kostenfrage und das 
Wirtschaftlichkeitsargument als aus­
schlaggebend gegen ,das Projekt des 
1. Preisträgers anzuführen; das Wirt­
schaftlichkeitsargument wurde eindeutig 
widerlegt und als unsachlich überführt, 
die Darstellung ,der Kostenfrage erwies 
sich a1s unrichtig; im übrigen wurde 
das Kostenal'gument durch die nach­
folgende Praxis eindeutig ad absurdum 
geführt. 

18. Es mögen einzelne Elemente im Entschei­
dungsprozeß, so vor· allem die Arbeiten auf 
Beamtenebene sachlich erledigt worden sein, 
aber zum Entscheidungsvorgang im ganzen, 
der dazu geführt hat, daß dem ,ersten Preis­
träger der Planungsauftrag nicht ~nd dem 
vierten Preisträger :wohl gegeben wurde, las­
sen sich aus der Untersuchung folgende 
Schlußfolgerungen ZJiehen: 

a) Der Entsch'eidungsproz~ß widerspricht 
im ganzen und in wesentlichen Punkten 
den Wettbewerbsbedingungen ; 

b) er wür,de bei Anwendung der .j;' 

önorm A/2050 dieser widersprochen 
haben; 

c) bei Anwendbarkeit des ABGB auf den 
Entscheidungsvorgang, ·die -dann gege­
ben ist, wenn man annimmt, daß der 
Bund bei der Auslobung und seiner 
Durchführung eine Aufgabe der öff,ent­
lichen Verwaltung privatrechtlich 
führte, widerspricht der Entscheidungs­
vorg.ang den "guten Sitten" und 
"moralischen Verpflichtungen". 

d) Die Vorgangsweise, wie der erste Preis­
träger vor den mit der Planung des 
Projektes betrauten SteHen nach dem 
13. Juli 1970 behandelt wurde, wider­
spricht allch allen Verfahrensgrund­
sätzen einer "korrekten Verwaltung", 
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auf deren Notwendigkeit die Experten 
die politisch Verantwortlichen immer 
wieder hingewiesen haben,· ohne daß 
diesen Hinweisen von ,den politisch Ver­

.antwortlichen größere Beachtung ge-
schenkt wurde. 

19. Die Untersuchung läßt daher nicht den 
Schluß zu, daß im Entscheidungsvorgang über 
den Bauplanungsauftrag zwingende und trif­
tige Gründe aktenkundi.g gemacht worden 
wären, die es sachl~chgerechtf,ertigt erscheinen 
ließen, das Projekt des ersten Prei,strägers 
zu übergehen und an dessen Stelle dem 
V'ierten Preisträger den ,in ,die Milliarden 
gehenden Auftr,ag zu erteilen. Da die Wett­
bewerbsbedingungen "zwingende und triftige" 
Gründe als einzige Entscheidungsgrundlage 
für die Nichterfüllung der Bauauftragsver­
gabe-Verpflichtung dem ersten Prei:sträger 
gegenüber angeben, und diese nicht vorlagen, 
kann nur ein Schluß gezogen werden: der 
Entscheidungsvor-gang, der zur Erteilungdes 
Planungsauftrages an Architekt S tab e r ge­
führ·t hat, weist in ·seinen wichtigsten Phasen 
Elemente der Willkür auf, .die andel'e sachlich 
durchaus gerechtfertigte Vorgänge im Ent­
scheidungsprozeß an Bedeutung bei weitem so 
überwiegen, daß der Entscheidungsprozeß als 
Ganzes für willkürlich gehalten werden muß. 
Damit steht fest, ,daß ,die Wettbewerbsregeln 
verletzt wurden. 

20. Der in der Presse erhobene und im Pa·rlament 
zitierte Vorwurf der Schiebung im Sinne ein­
seitiger Begünstigung und willkürlicher Be­
vorzugung wurde durch nachstehende Fest­
stellung erhärtet: 

a) Es ist erwiesen,daß dem Architekten 
S tab e r auf Wunsch von Bundeskanz­
ler Dr. K reis k y als ·einzigem der 
V'ier Preisträger Gelegenheit geboten 
wurde, nach ·der Präsentation der über­
arbeiteten Projekte mit den Inter­
nationalen Organisationen Kontakt 
über weiter,e Abänderungen und Adap­
tierungen aufz·unehmen. 

b) Architekt S tab e r mußte vor dem 
Unte1"suchungsausschuß auf Befragen zu­
geben, im Wettbewerbsausschuß der 
Bundesingenieurkammer und -geg,enüber 
Berufskollegen bereits vor Auftugser­
teilung erklärt zu haben, daß er ganz 
sicher den Auftrag ·erhalten werde. Seine 
Begründung gegenüber ,dem Unter­
suchung,sausschuß, ·es habe sich dabei nur 
um seine subjekniv,e überzeugung ge­
handelt, findet in den Fakten keine 
Deckung, ,da das von ihm vorgelegte 
Projekt weder von der Jury noch vom 
Fachberaterkollegium präferiert worden 

war. Vielmehr lag zum Zeitpunkt dieser 
Außerungen seitens der Internationalen 
Organisationen eine Stellungnahme vor, 
woraus hervor@ing, daß das Projekt 
S tab e r in keiner Weise ihren Bedürf­
nissen entspreche. 

c) In der von Bundeskanzler Doktor 
K re i 5 k y abgehaltenen Pressekonfe­
renz erklärte der Vorsitz·ende des Auf­
sichtsrates der IAKW-AG gemäß "Neuer 
Zeit" vom 17. Feber 1972, daß der mit. 
der Planung beauftragte Architekt die 
Konstruktionsunterlagen nicht vorlegen 
konnte und daher die Beauftragung des 
Dr.-Ing. Wal t e r notwendig gewor­
den wäre. Diese Tatsache unterstreicht 
das Ausmaß der Begünstigung, welches 
dem Architekten S tab e r .auf Anord­
nung von Bundeskanzler Doktor 
K re i s k y durch die, ausschließlich 
ihm gewährte Möglichkeit, mit den 
internationalen B'ehörden über· nach­
trägliche Abänderungen zu verhandeln, 
zuteil wurde. Ob die Betrauung 
S tab e r s bereits zum Zeitpunkt der 
Auftragserteilung an ihn in der Absicht 
erfolgte,auf diese Weise später den in 
der Begutachtung des S tab e r-Projek­
tes tätigen DrAng. Wal t e r in die 
Baudurchführungeinzuschalten, konnte 
dieser Ausschuß, auf Grund seines be­
schränkten Mandats nicht untersuchen. 

d) Dr. Kr eis k y erklärte in der gleichen 
Pressekonferenz am 16. Feber 1971 zum 
Vorwurf ,der Schiebung, er habe im 
Gegenteil ,eine ungeheure Schiebung ver­
hindert. Es muß somit nach den Wor­
ten des Bunde~kanzlers der Versuch 
einer ungeheuren Schiebung vorgelegen 
sein, wenngleich Dr. Kr eis k y diesen 
Vorwurf nicht näher präzisierte. 

21. Ob daher der Enrscheidungsprozeß als Ge­
samtheit auch die Tatbestandsmerkmale straf­
rechtlicher Delikte, vor allem des Mißbrauchs 
der durch die Wettbewerbsbedingungen ahge­
grenzten Amtsgewalt der verantwortlichen 
MitgLieder der Bundesregierung erfüllt, war 
vom Untersuchungsausschuß nicht zu prüfen. 
Diese Fragen hätten gegebenenfalls die zu­
ständigen Gel'ichtsinstanzen zu klären. 

22. Die Frage, ob der 4. Preisträger Johann 
S tab e r durch den Envscheidungsvorgang, 
der zu seiner Beauftragung führte, begünstigt 
wurde, ist eindeutig zu bejahen. Bleibt zu 
fragen, warum S tab e r eine derartige Bie­
günstigung und Unter.stützung erhielt. Dies 
konnte in den Untersuchungen des parlamen­
tarischen Ausschusses auf Grund der zur Ver­
fügung steheriden Unterlag.en noch nicht ge-
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klärt werden. Es gibt Anhaltspunkte und 
Vermutungen. 

"In eingeweihten Kr,eisen ,ist man sicher 'daß 
mit Hilfe dieser Aktiengesellschaft (L.\.KW, 
Anmerkung) die f.etten Bauaufträge den 
sozialistisch dominierten gemeindeeigenen 
Bauunternehmen zugeschanzt werden sollen" 
("Freiheit", 2. Mai 1971). 

"Verdachterregte unter Eingeweihten weiter 
die Eile, mit der Wiens Bürgermeister Fdix 
S la v i k ,die Gemeinde an der IAKW-AG 
be~eiligte. Ließ sich der Bund -so· Abgeor,d­
ne~er K ö ni g - für seinen Beitritt 300 Tage 
Zelt, so bemühte S I a v i k das kommunale 
Notverordnungsrecht, um in die IAKW-AG 
zu kommen, und schaltete erst hinterher den 
Gemeinderat ein" ("Wochenpresse", 15. März 
1972). 

Wiener Kommunaljournalisten eine Finnland­
reise durch und besuchten d:rs ECONO­
Stammhaus. Dort wurden sie informiert, daß 
sich die Firma an der Planul1Ig der Wiener 
UN-Gity beteiligen wind. Ul1Id zu ,dieser Einn­
landfahrt hatte Wiens damaliger Vizebürger­
meister Felix SI a v i k eingeladen" ("Stern", 
2. Mai 1971). 

Weitere Anhaltspunkte gibt ein Brief 
S tab er s vom 4. Oktober 1970 an den 
Bundeskanzler, in dem er diesem "für die 
so entscheidende Unterstützung meines Pro­
jektes aufrichtig" dankt. S tab erweist dort 
,erstmals darauf hin, daß.sein Projekt in 
Fert;igteilhauweise erstellt wird und gibt an, 
,daß die einzelnen Fertigteilbauelemente mit 
der Firma Interconstructentwickelt wunden. 
Die Firma Interconstruct ,ist ein Tochter­
unternehmen der gemeindeeigenen Bauring 
GesmbH. (Beilage 59). Auch ,der "Stern" ·entdeckte Aufklärungs­

bedürftiges : 
"Die UNIDO hat ,ihrerseits inzwischen eine Hier zeigt sich, daß ,der "Fall UNO-City" 
technische Planungsgeselhchaft aus Finnland noch lange nicht abgeschlossen ist. Denn diese 
für den Bau der UN-City engagiert. Der Vorgänge, die letztlich Antwort auf das 
Vertrag mit dem finnischen ECONO-Unter- "Warum" der Begünstigung S tab e r s geben 
nehmen wurde am 24. Juni 1970 unter- müß~en, sind das Untersuchungsthema eines 
zeichnet, ,sofort nachdem unter 18 Hewerbern weiteren parlamentarischen Ausschusses, ,der 
,die Entscheidung gefallen war. Aber auch seine Arbeit allerdings jetzt erst aufgenom-

d b ·· ·ch men hat; a el gmg es m t ohne interessanten Zu-
fall': In der erste~ Maiwoche 1970 füh~ten I DDr. König Dr. Blenk Dr. Ermacora 
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